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rente. Ist eine soldie Rente mit dem 31 Dezember

1481 weggefallen, ao ist ein Anspruch auf Wieder-
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Beteiligung an Wegegebühren
bei Familienkrankenpflege Senatspräsident Dr. F. Bothe, Berli

ul, dem S 205 Absatz '$ letzter Sau RVO.

in der Passung der NotVOen. vom 26. Juli und

l. Dezember I990 kann die Satzung der Kk.

Pamüienkrankenpfle^e die Versicherten nn

teiÜgung an den Wegegebflhren verpflichten.
: def satzuisgsmafiigen Durchführung dies

timmung sind aber vielfach Schwierigkeil
«treten. Am besten war ee. wenn alsbaUi

im Arztvertrag vereinbart wurd« dah die

te den vom Versicherten zu tragenden
nanteil selbst einzuziehen haben. Die

:._ssiukeit einer solchen Regelung war aller¬

es zunächst oft best ritten. Man könne, so

irde gesagt; den Aerzten eine solche ver*

tgliche Bindung nicht zumuten, weil die Kk.

\utti eberin des Ar/n-s verpflichtet -

em die gesamte, ihm ritstehende Vergütung
< hliehlich der Wegegebühren zu bezahlen.

< h standiger Rechtsprechung regele die

tzung nur Rechtsbeziehun<>en zwischen Kk.

und Versichert« n. Deshalb könne auch, wenn

Kk. durch ihre Satzung die Versicherten

»n dm Wegegebühren dn Aerzte in d» r

milienkrankenpfleg beteilig« diesen eine

Vei pflichtung nn anteilweisen Kostentragung
gegenüber der Kk. und nicht auch gegen*"

den Aerzten erwachsen. Das RVA. hat

er in einer EL vom 11. November l^'Jl

ItK 145 31 B (vgL DKK 1932; Sp. 257) S

jt, dali in; Arztrecht eine solche V it-

rung getroffen werden kann und dab dann

ch in der Satzung bestimmt werden darf,

Versicherten hatten den Betrag unmittelbar

die Aei rte ra zahlen (vgL auch den Erlafi

RAM. vom LNovembei 1930 IIa 10IW-,

Bull. Bd. 29 S. 105»., ferner Schraedei-

Kult« Die Deutsche Krankenvei Sicherung
\\ Bd.1 S.393; Helmut Lehmann, Handbuch

'i KV. 1932, S. 330; Mustersatzungen, Beilag«
m RArbBl. 1930, Nr.27, Teil IV V hnitt

i.ilienhilt»- \ e). Im Gegensatz dazu haben

och in den meisten Fallen die Aerzte eile¬

iche vertragliche Regelunir abgelehnt; da sir

lie mit Lrro&en Unbequemlichkeiten ver¬

eiden sei.

Hie: mub also die Kk. den Aerzten zunächst

di gesamten Vergütungen zahlen und den

Anteil der Versicherten an den Wegegebühren
in irgendeiner Form selbst einziehen (vgL Be~

scheid des RVA. von I.Dezember 1930 —

II K 1077 i() — EuM. Bd.29, S. 105 Nr. o).

rheoretisch erscheint eine solche unmittelbare

Einziehung von dvn Versicherten tür die Kk.

sehr einfach. Sic kann surf Grund der ärzt¬

lichen Nachweisungen jeweils im Einzehall die

Berechnung anscheinend leicht vornehmen.

Der Versichert»- hat z. B. bei Familienhilfe

SatZUIagSgemäfi 50 V. H. def entstandenen

Wegegebühren zu erstatten. Der Arzt hat am

gleichen lau» hs Kranke in dem gleichen Di

besucht, wodurch ihm o RM. Wegegebühren
entstanden. Von diesen sechs Kranken sind dl

A, B und C, Versicherte der Kk. und die

anderen drei Kranken FamilienangehÖrig
nämlich die Frau des A und die beiden Kinder

s B. Aul jeden ck hs Kranken würde also

1 RM. Wegegebühren entfallen, somit müfiten

von A tür seine Frau als Anteil 50 Rpfg. und

von B als Anteil 1 RM. für seine beiden Kinder

erstattet werden.

So einfach dies nun theoretisch aussieht,

schwierig erwies sich doch die Berechnung und

die Einziehung des Wegegebührenanteils in

der Praxis, namentlich nachdem das neue

Kassenarztrecht, das aut einem Gesamt^

\ ertrag mit den Aerzten beruht und aui die Kopf¬

pauschalbezahlung abgestellt ist, in Kraft trat.

Welche Wegegebühren im Einzelfalle der

Familienkran ken hilte entstanden sind, können

die Kken. ietzt nur aus <\en Berechnungen der

einzelnen Aerzte- ersehen, die von diesen tui

die Verrechnungsstelle des Aerzteverbands ent¬

sprechend den Richtlinien des $ 30 der Ver-

tragsordnung aufzustellen und auch der Kk.

vorzulegen sind. Die sogenannte anteilige Ver¬

rechnung hat ja Ix^stimmun^s^emah auch noch

jetzt zu erfolgen,, obgleich die Kken. nicht mehr

unmittelbar zahlungspflichtig sind, sondern die

Wegegebühr« ms der Gesamtvergutung \*>-

stritten werden (vgL Sonnenberg, das neue



Kassenarztrecht 1932, S. 32; Helmut Leh¬

mann, Aerzte und Kken-, 6. Auflage 1932,

S 132). Die Feststellung wird noch dadurch er¬

schwert, dafi die gegenseitige Abrechnung nur

vierteljahrlich erfolgt. Nach so langer Zeit ist

aber die Einziehung des Anteils von den Ver¬

sicherten noch erheblich schwieriger. Aufier¬

dem unterlassen es nach der Neuregelung sehr

viele Aerzte aus Bequemlichkeitsgründen, die

Verteilung der Wegegebühren genau und

richtig durchzuführen. Oft werden, wenn in

der gleichen Familie gleichzeitig Versicherte

und Familienangehörige behandelt werden, die

Wegegebühren nur für die Versicherten auf¬

geschrieben. Die Wegegebühren für die

Familienangehörigen werden einfach nicht er¬

wähnt. Für die Aerzte ist das ja ohne Einfluß

auf ihre Bezahlung. In unserem Beispiel

werden die Wegegebühren für alle sechs Kranken

einfach gleichmäßig auf die Versicherten A,

B und C verteilt. Selbst bei genauester Durch¬

sicht der Rechnung des Arztes wird die Kk. da¬

her häufig diese Fehler nicht feststellen können.

Aus diesen Gründen sind die Kk. dazu

übergegangen, ganz unabhängig davon, ob und

in welcher Höhe der Arzt im Einzelfall Wege¬

gebühren bei Familienkrankenhilfe berechnet,

für jeden Fall, der erfahrungsgemäß Wege¬

gebühren notwendig machte, ohne weiteres

einen Durchschnittsbetrag einzuziehen.

Diese fraglos zweckmäßige Maßnahme

scheint aber gesetzlich nicht zulässig. § 205

Abs. 3, letzter Satz RVO. bestimmt ausdrück¬

lich, daß den Versicherten bei Familier -

krankenhüfe ^eine Beteiligung an den Weg

gebühren", also an den der Kk. im Einzelf

tatsächlich berechneten Wejegebühren d»

Arztes, auferlegt werden kann. Man kann vr

den Versicherten unmöglich Wegegebühr

anteilig fordern, wenn diese vom Arzt übe

haupt nicht berechnet sind.

Bei dieser Rechtslage, die eine Beteiligur

der Versicherten an den Wegegebühren nar

§ 205 Abs. 3 letzter Satz RVO. jetzt doch rec

schwierig erscheinen lassen, dürfte es für ci

Kken. doch das Zweckmäßigste sein, auf eir

solche Satzungsbestimmung zu verzichten. S

dürften auch finanziell kaum irgendwelche be¬

sonderen Nachteile erleiden.

Will jedoch eine Kk. trotzdem nicht auf dies-

Vorschrift verzichten, so muß sie im Gesamt¬

vertrag mit den Aerzten möglichst zu verein¬

baren suchen, daß die Aerzte den Kostenantei

selbst einzuziehen haben. Sollte das nicht z

erreichen sein, so gilt es, wenigstens vertrag¬

lich eine Bestimmung zu schaffen, die die eir

zelnen Aerzte verpflichtet, die ihnen nach § 3<"

der Vertragsordnung obliegende richtige Auf¬

stellung und Verteilung der Wegegebühren auf

den Einzelfall genau durchzuführen.

WaS Sind RechtSqUellen? Hans Adolf Aye, Halle a. d. Saale

Wenn wir von Quellen, also vom Ursprung

des Rechtes sprechen, so müssen wir uns zti-

nächv darüber klarwerden, was Recht ist.

Wir verwenden das Wort in einem doppelten

Sinne. Einmal meinen wir damit eine Be¬

fugnis, die einem einzelnen zusteht, zum ande¬

ren den Inbegriff von Regeln, die ein bestimm¬

tes Rechtsinstitut behandeln. Das Mietrecht

z. B. umfaßt die Vorschriften des BGB. über

die Miete, während wir es bei dem Recht des

Vermieters auf Zahlung des Mietpreises mit

seiner Berechtigung zu tun haben. Diese Be¬

rechtigung nennt man „subjektives Recht- im

(iegensatz zu den das Mietverhältnis regeln¬

den Vorschriften als dem „objektiven Recht

Unter Rechtsquellen versteht man die Quellen

des objektiven Rechte Rechtsquelle für das

Mietrecht ist also der Dritte Titel im zweite

Buche des BGB.

An Arten von Rechtsquellen sind zunächst zu

unterscheiden: das geschriebene und das un¬

geschriebene Recht Innerhalb des geschriebe¬

nen Rechtes unterscheiden wir wiederum

zwischen Gesetzesrecht unel autonomen Rechts-

tzen. Als ungeschriebenes Recht kommt

< iewohnheitsrecht in Betracht. Diese ver¬

schiedenen Arten >n Rechtsquellen weisen

wesentliche Unterschiede in ihrer Bedeutui

und Wirkung auf.

1. Gesetzesrecht. Diesen Begriff haber

wir im weitesten Sinne zu verstehen. Ein Ge¬

setz im strengen Sinne ist nur ein Recht

gedanke, der von einem verfassungsmäßig

dazu berufenen Organ (im Reich dem Reichs¬

tag, in Preußen dem Landtag) zur Rechcsnor

erhoben ist Gerade unsere Zeit aber ist reic

an Rechtsvorschriften, die nicht nach eine

Beschluß der gesetzgebenden Körperschaft vor

Staatsoberhaupte verkündet wurden, sondern

in die Form von „Notverordnungen" gekleidet

sind. Neben das Gesetz als Rechtsquelle trr

Iso die Verordnung- Hier wiederum ist zu

unterscheiden zwischen Rechts- und Verwal¬

tungsverordnungen. Die Verordnungen er-

>hen von einem Organ des Staates auf Grün*

einer ihm verliehenen Befugnis, die entwed*

unmittelbar auf dem Staatsgrundgesetz, der

V beruhen kann oder auf einer b*

ren Ermächtigung durch eine ander

gaaetzliche Vorschrift Als Rechtsverordnun-

gen begegnen uns die auf Artikel 48 der

Reichsverfassung tützten Notverordnunger

und die iur Durchführung einer Gesetzesvor¬

schrift ergangenen Ausführungsverordnungen.

Auch die aut Art. 77, 38 und 91 PV. beruher

50



rien Verwaltungsvorschriften gehören hierher.

e Verwaltungsverordnungen dagegen wollen

.cht neue Rechtsnormen schaffen, sondern

stellen Anweisungen höherer an Ks ihnen

nachgeordneten Dienststellen dar; sie richten

h mithin nicht an die Allgemeinheit der

iatsbörger, sondern sind nur für den inne¬

ren Dienstbetrieb bestimmt.

er der bedeutendsten Unterschiede zwischen

Gesetz und Verordnung ist der, daß ein Ge¬

setz, soweit es selbst nichts anderes bestimmt,

mit dem 14. Tage nach Ablauf des Tages
Kr #1 tritt an dem das Reichsgesetzblatt

preußische Gesetze die Preußische Gesetz-

idung) in Berlin ausgegeben ist (Art.

RV., Art 61 PV), während R e c h t s verord-

ngen mangels anderer Bestimmung mit dem

ihre Verkündung folgenden Tage in Kraft

n (Gesetz vom 13. Oktober 1923. RGBl. 1,

e Poiizeiverordnung zählt zu den Rechts¬

rordnungen, wird aber von der Polizei-

»rde im Rahmen einer gesetzlichen Er¬

mächtigung erlassen. Von ihr zu unterscheiden

>r die Polizeiverfügimg. Während jene Rechts¬

er hriften für die Allgemeinheit im Rahmen

7 Bindigkeit der Polizei schafft stellt die

eiverfügung eine Anordnung an einen

einzelnen dar, die ihn zu einem bestimmten

in oder Unterlassen anhält, gegen die der

offene aber im Verwaltungsverfahr*

pruch erheben kann.

] Gewohnheitsrecht. Das Gewohr

>rfcht Ist ungeschriebenes, aber echt

Djektives) Recht, das ebenso wie das G

setzesrecht ein Gebot oder Verbot an die

Allgemeinheit enthält Nicht jede Gewohn-

it kann n h olche Wirkung haben,

Imehr bedarf es bestimmter Voran

zunffen, damit aus Gewohnheit Recht wird,

muß sich handeln 1. um eine Regel, die

^eübt wird, 2. m Verkehr, 3. auf Grund einer

iberzeugrng, 4. fortlaufend und 5. ab

R« Erforderlich ist also, daß nicht nur

.kter Personenkre die Uebung
daß sie fortdauernd geübt wird und in

; I berzeugung, es geschehe rechtens. Eine

Bewußtsein von Unrecht geübte Regel kann

R«-cht schaffen, ebenso wenig eine An-

iaa*ng, die nicht betätigt wird. It

iber um echtes Gewohnheitsrecht, so

die gleichen rechtlichen Wirkungen wie

das ? ^esrecht Insbesondere kann al-

drt-res Gesetze-recht durch jfegeres
i iinhaitsrecht beseiti oder geänder

Eine Uebung innerhalb eines nur be¬

eren Personenkre«es ist kein Gewohn-

So ist de'sbraach", de

de! zv i Kaufleuten übliche Ver-

ren bei Regelung ihrer Rechtsbeziehun...

Gewohnheitsrecht das für und
.

n alle

hat Innerhalb des den Handelsbraur

unterliegenden Personenkreises ist er aber

verbindlich.

Anders iu bewerten sind die „Usancen \ Ge¬

pflogenheiten auch weiterer Volkskreise. Von

diesen wird zwar vermutet, dafi sie die Ge¬

pflogenheit für und wider sich gelten lassen

wollen; sie sind aber nicht an ihre Beachtung

gebunden wie an ein Gewohnheitsrecht. So

ist es vielfach üblich, bei sofortiger Bar¬

zahlung einer Rechnung einen Abzug von der

Rechnungssumme (Skonto) zu gewähren. Der

Zahlungspflichtige hat aber, wenn eine be¬

sondere Vereinbarung nicht vorliegt, kein

Recht (im subjektiven Sinne) auf den Abzug.
Ebenso ist der Gerichtsgebrauch kein Recht.

Wenn die höchstinstanzlichen Gerichte eine

Rechtsvorschrift in dauernder Rechtsprechung

gleichförmig anwenden, so wird damit kein

Gewohnheit*-, also echtes objektives Recht ge¬

schaffen, da es hier an einer Volksüberzeugung
fehlt. Allerdings werden die nachgeordneten
Gerichte sich die Auffassung der höchsten

Instanz aneignen und demgemäß entscheiden,

so daß sich aus dieser Praxis der Gerichte

schließlich eine Volksüberzeugung und damit

Gewohnheitsrecht bilden kann. Unmittelbar

aber kann der Gerichtsgebrauch diese Wirkung
nicht haben. (Bei dein Verfahren nach der

RVO. | 1693J sind übrigens die unteren

Instanzen an die Entscheidungen der höchst¬

instanzlichen Gerichte — im Gegensatz zum

Zivil- und Strafrecht — gebunden.)

3. Autonome Satzung. Bei der auto¬

nomen Satzung haben wir es mit einer Rechts¬

regel zu tun, die von einer juristischen Person

des öffentlichen Rechts im eigenen Namen er¬

lassen wird. Es handelt sich dabei also um

eine Rechtsnorm, die nicht vom Staate au

geht, sondern von einer Körperschaft im

Staate, die zum Erlaß einer autonomen Satzung

irch diesen ermächtigt ist. Eine solche Er¬

mächtigung besteht etwa tiir eine Gemeinde

hinsichtlich der die Einwohner dieser Ge¬

meinde betreffenden Angelegenheiten („Orts-

statut"). Auch die und Krankenord¬

nung einer Kk. gehören hierher. Autonome

Setzungen finden wir überall da, wo der Staat

rf eiteen Teil seiner Hoheitsrechte zugunsten

der Selbstverwaltung, ner furistischen Person

des öffentlichen Rechts verzichtet hat Ehe

ome Satzung richtet sich nicht an die

Allgemeinheit, sondern in den Personer -

krei- der Regelung durch die K >rper-

schaft unterliegt. Sie kann im übrigen nur

insoweit eine Regelung treffen, als die E

mächtigung durch den Staat reicht.

Hat sich ein Ge t in einem Rechtsstreit ¦
N nwendui einer N jrm des objekthren

P' so muß der Richter

riha tut _¦_¦§¦ Land gakrndes GnetNaradtf eee

wegen kenner Er muß prüfen, ob eir

Gesetzesvor die für die Entscheid'
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n Ret erheblich ist, besteht und

ne ssungsmäßig zustande gekommen
und ve-rkünd* muß Richter

autonome Satzungen > en und %* nt-

rieidung runde legen. Unt der

hter di* o macht er sich einer

Rechtsverh chul die für die Par

ien R» ons. abgih

Anders v< I dem Gewöhn!

cht. Diesei kl der Richter i >ht zu

kennen. Kennt « mufi er es an¬

wenden, et ne Prozeßparte

Vorhandensein nes Gewohnheitsrechte^

muß der Richter di* Vorbringen beachten;

er kann aber von der Partei den Bew* tür

ih: Behauptung fordern. Nach dem Grund-

z der freien Bewriswürdigung hat dann der

im entscheiden, ob er das behauptete
'•wohnheitsrecht als bestehend anerkenn*

will. Itabei ist er an die Beweisführung der

tei nicht gebunden, sondern kann auch von

/en ^eweis erheben. Ein als be

-vd anerkanntes Gewohnheitsrecht muß

r V ;ber anwenden.

Dienstrecht der Kassenangestellten
Dienstordnungsmäßige Anstellung

Rechtsprechung und c h r i t 11 u m.

DW 1 : gl h tue il M Abs. I der RV'

Schriftlichkeit A

rtrag V issetzung kr dienst-

rdnungsmaßit' llung ^t oder

nicht, wirel in der Rechtsprechung und im

chrifttum noch immer \ #-rschieden beantwortet.

Die Konuneul m H dm-Kühne und Hofmann

igen ibereinsümmend, daß ein ohne Beachtung

Schriftform loss* DhmlHillug
nach | 125 BGB. nichtig sei. Es bestehe keine

die: -dnungsmäßige Anstellung, sondern nur

n nach den al einen b rlich-rechtlichen

Vorschriften iber den Diei rtrag zu b*

Jes Dienstverhältnis (Hahn-Kühn- 10.

und 11. Aullage, S. 531, Anm. 1, und Hofmann,

\uflajj' 431, Anm. 3) Di teilige

A ht wird in der Hauptsache von den Wr-

sicherungsbehorden vertreten, die sich als Auf-

d Beschluß!- rden i \%% 335. 37"

R\ mit den A.steliungsverhaltnissen d»

K em nangestell ten zu befassen haben ner

heidungen haben sie sich d

hin aus: chen, 1$ 334 Abs. 1 RVO. besag

nicht, daß der schriftliche Anstellungsvertn-.

die V aussetzung für die Unt» -llung unter

die Dfe rdnung sei, sondern nur, daß ein

hriftlich« A: SteBw j.» rtrag abzuschließen

: allen Angestellten, die der Dienstordnung

kraft Gesetzes oeler kraft besonderer Vorschrift

unt* hen sollen (vgl. in «meiere die I:. de-s

ig vom 23. Juni 1027. Volks-

rumlief • /• tsehrift 1027, S .'3).

[ rat Dr. Knoll hat in de: />-itschritt JDfer

deutsche- Kassenbeamte' Nr. 4 1031 _nliche

rngen aufg N rerdings hat die—,

n Standpunkt auch elas VA S? idtroda in der

>m IV Juli 10,2 | pDentKhe Krankenkas-

!<- - 167) \ertreten

Ilemgegenüber sagen die ordentlichen Gericht*

vor allem das Reichsgericht, daß für den Dien-'-

vertrag der K -.wnangestellten, die der Dienst¬

ordnung unterstehen sollen, die Schriftform zu

gHten habe (vgl. die E. des Reichsgerichts vom

und schriftlicherAnstellungsvertrag

Regierungsrat Dr. Otto Müller, Stuttgart

Hl H m Dei \ngestellte* Nr. 1

102* 210). Das Reichsgericht hat sich in die¬

se I:rttscheidung allerdings noch nicht mit den

ungen der Versicherungsbehörden au

^t.

Entstehungsgeschichte des 354

1 RVO. In t 371 des K

pitels IV. A »eilte, in dem Entwurf einer

waren keine Vorschriften

welche dem jetzigen $ 334 Abs. 1 entsprochen
hatten, lür el i # dienstordnungs-

mäßige Anstellun war ej e m n a ch

in schriftlicher Kn s t e 11 nng %e et -

t r ii i n a c h s t nicht Voraus-

Setzung. Es war in dem $ 362 des Entwurf

nur ge- welche KLen eine Dienstordnui

aufzustellen haben und für welche Angestellten

di [tstordmmg Sten soll. In riem $ 3*

Entwurfs wurden dann Inhalt eler Dienst¬

ordnung, Kündigung unel Entlassung eler An

stellten v»v\ die tf dbestimmungen g-

regelt. Erst bei der zweiten Lesung der 335

bis ^mittelbar an die e tung

^chloß, ist ein neuer »3b eingefOhrt wor-

ta\ der in seinem Absatz 1 mit eien »Torten

beginnt: »Wer der Dienstordnung unterstehe

11, wird durch schriftlichen Vertr* ange¬

stellt l) Bestimmung entspricht dem

jetzigen £ 334 Abs. 1 der RV' h der üb:

Inhalt d» l | 354 der RVO. wureh- bei der zweiten

Big t* >tgelegt.
ien» Wortlaut der neuen Bestimmung ISi

sich nicht ndeutig ritnehmen, b

nriftlichkeit de Anstellung

Vertrages Voran- ei i u n g für ei i e

dienstordnungsmäßige Anstel¬

lung ist, oeler ob eliese Bestimmung als eir

rt Ordnun. r schrift für die Kken. und dan

auch für elie Versicherungsbeh'irden gelten soll,

<iß mit Any Uten, die der D:enstordnur

unterstehen sollen, schriftliche \ -rträge abzu¬

fließen sind. Das in § 334 Abs. 1 der RVO.

jsgesprochene Gebot ist somit nicht eindeut:

bestimmt. I • Aufgabe des Schrifttums und
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Rechtsprechung, dieser Unbestimmtlu

•ngemäße Ergänzung die mangeln

•unmtheit zu verleihen.

>ie Absicht des Gesetzgebers und

r Z* k der neuen Bestimmun

es den Verhandlungen der 10. Kommission

. i elen Entwurf einer RVO. laßt sich feststel¬

lt man sich mit dem Absatz 1 el b

tit weiter befaßt hat, dafür um so mehr mit

brigen Inhalt dieser Bestimmun: Man

loch wohl annehmen elürfen, daß von eler

rung oder aber von dem Antragsteller d

I rage der Unterstellung unter die Dienstord-

Iifin näher erörtert worden wäre, wenn

m im sch ten Gegensatz zum Entwurf einer

\ die Unte i Stellung unter die Dienstord-

ir von dem Abschluß eines ehr if t-

AnsteUungsveitraf te abhäng

ichen wollen. Der Antrag zu | 303 b wurde

mit elen Ausführungen in eler * n Lesung un 1

I _? neraldiskussion der /weiten Lesur

indet. Aus allen d n Erörterungen kann

in entnehmen, daß elie Ant' Uten i/egen

Villkiir geschützt unel in ihrer Stellung und

hren berechtigten Ansprücher» gesichert wer-

Uten. Deshalb hat man Kündigung unei

i mg in Abs. 2 eles $ 334 erschwert. Aus

• !ben Gründen wurden auch die Bestim-

rnui in Abs. 3, 3 und 0 eingeführt. Auch

Einführung der Schrittlichkeit des An-

IhingHfeiliagl wollte man wohl keinen ande-

Zweck verfolgen. Den nach derri Gesetz

kraft besonderer Vorschrift dienstor

nungsmäßig ^stellten wollte man ein Recht

hriftliche Bestätigung ihrer Ansteüungs-
rhaltn verleihen, aber nicht ihre Unter-

• llung unter elie Dienstordnung von dem

hriftlichen Abschluß eles Dienstvert: ab-

mgig machen; denn damit würde der Zweck

Stimmung in das Gegenteil verkehrt. Bis

Ahschluß eines solchen schriftlichen Ver-

l's Dk Verhältnis nicht gesichert
tte z. B. ein nach S 340 RVO. ordnunfl

G wohl er Angestellter, mit elem ns

entlich kein schriftlicher Vertrag abge-
en worelen ist, für dessen Beziehungen

Kk. aber Jahre lang ohne liehe Bean-

_

die Bestimmungen eler Dienste^relnun

iben (z. B. iur seine Besoldung, seil.

•*n Urlaub), in dem A nblick

inen genügenden Schutz, in welchem er e

» nötigsten hätte, nämlich in F die eine

iber Kündigung unej Entl rag.
ab* ohne Zweifel der Gesetzt/eher mit

inem Schutzparagraphen nie gewollt, w m

igen ich aus den Verhandungen ch

i deutlich h» t.

e Schriftform is Formvor-

hrift. Di \usgest dtung des I r-

nisse der K nangestellten, d. eh

>rdnung unterstehen, ist in el e r

¦ P1 eler freien Vereinba-

lun ier Vertra »arteien entzo-

e n. In den i3J H. RV< nd für die Aus-

Itung eles Dienstverhältnisses eingehende

iten aufgestellt. Es ist dabei zu beae

ten, daß ein Teil elieser g zlichen Vorschrit-

i elen Inhalt d 4 I) i e n s t v e r t r a g

unmittelbar berührt, i. B. ehe Bestimmungen

d 354 Abs 2 ft.; zu einem weiteren Teil wird

der Inhalt des Dienstvertrags durch elie von den

K norganen /u beschließende Dienstord¬

nung! die eler Genehmigung des OVA. bedarf,

bestimmt. Die Dienstordnung regelt alle wich¬

tigen Teile eles Dienstverhältnisses allgemein¬

verbindlich. Nur soweit das Gesetz unel die

Dienstorelnung noch einen Spielraum gelasai
haben, beurteilt sich das Dienstverhältnis nach

elen §§ 611 ff. BGB. Für weitergehende Verein¬

barungen wird jedoch praktisch kaum ein Be¬

dürfnis rorhanden sein.

Dlfl moderne Recht hat für den Vertragsab¬
schluß als Regel ehe Formfreiheit vorgesehen.
Wenn in gewissen Fällen davon abgewichen
wird, so geschieht dies nur, um ganz bestimmt*

Zwecke elamit zu verfolgen. Die Formvorschrif¬

ten bezwecken zunächst Schutz vor Uefa

lung. E »II durch schriftlichen Ver¬

tragsabschluß z. B. elie Beeleutung des Ver¬

tragsinhalts für die Kontrahenten besonders

augenscheinlich gemacht werden. Ferner soll

dadurch irr e Sicherheit d» Vetüagsab-
l hlusses erzielt werden, insbesonelere gegen*

ber den unverbindlichen Vorverhandlungen.
Endlich soll durch die Schriftform der Beweil

erleichtert werelen.

Da eler I ntliche Inhalt des Dienstverhält¬

nisses im Gesetz unel in der Dienstordnung für

die allermeisten Fälle erschöpfend festgelegt
ist, sinel ehe Möglichkeiten eler weiteren freien

Ausgestaltung so gering, dafi dafür besonder

Sichern . elurch Formvorschritten praktisch
nicht notwenelig sinel. Uebrigens wurde im

334 Abs. 1 eler RVO. die Schriftform aue!»

nicht damit Kmdern mit eler Unters tei-

lun unter die Dienstordnung in

Zusammenhang gebracht. Wer aber der Dienst¬

ordnung untersteht, ist schon in §351 der RVO.

ndeutig festgelegt. Dazu kommt noch, dah dl

dienstordnungsmafiigenK »enan( : .< h

>f 540 RVO. mit erschwerter Majorität zu wah-

i. sinel unel elaß ihre* dienstordnungsmafiige
düng überhaupt nur möglich ist, wenn in

Dienstorelnung eine vom OVA. genehmigte

Planstelle \ hen ist. Die dienstordnungs-
mäß]Lr» Anstellung eines Ai teilten ist somit

hon im Gesetz oder in der Dienstordnung!
sichert, dafi der Schrittform eine rechtlich*

Bedeuttn icht zukommen kann. K e n n i b »• i

mit der in 1 5 54 Ab I der RV

ebenen Schriftform d ?

nach
_.

emeinen Gmn( t z e n

mit einer Pormvorschrift zu rer¬

folger Zweck überhaupt nicht

mehr « t werden, d a n n kann
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die Schriftform auch nicht als

Voraussetzung für die Unterstel¬

lung unter die Dienstorelnung ge¬

meint sein.

Die Beelürfnisse des Lebens erheischen keinen

weitergehenden Schutz, als er in den übrigen

liestimmungen eles Kapitels schon enthalten ist.

D* in $ 334 Abs. 1 RVO. vorgesehenen

Schriftform darf daher nicht, wie das Reichs¬

gericht meint, ehe Bedeutung einer Formvor¬

schrift unterstellt werelen, deren Nichteinhaltung

nach $ 123 BGB. den Vertrag nichtig machen

würele.

Sinngemäße Einordnung der um

stritten an Bestimmung in das Ka¬

pitel IV, Angestellte und B e a m t

Mit Recht hat schon das OVA. Braunschweig

in der I:. vom 23. Juni 1027 darauf hingewiesen,

elaß § 334 Abs. 1 nur unter Berücksichtigung

der übrigen einschlägigen Bestimmungen rich¬

tig verstanden werden könn»

Nach Artikel 34 des Einführungsgesetzes

unterstehen <1 e r Dienstordnung,

vorbehaltlich des § 331 Abs.2 der RVO., auch

die bei ihrem Erlasse schon vorhandenen

Kassenangestellten, soweit sie nicht nach Lan¬

desrecht staatliche oder gemeindliche Beamte

smd oder deren Rechte und Pflichten nach § 350

RVO. erhalten. Die Unterstellung unter die

Dienstordnung erfolgte somit ohne weiteres.

Bfat schriftlicher Dienstvertrag als Voraus¬

setzung hierfür Würde nicht verlangt.

Betrachtet man das Kapitel IV, Angestellte und

Beamte, in seinem Aufbau näher, so wird man

auch darin die Annahme bestätigt finden kön¬

nen, daß ehe Unterstellung unter die Dienst¬

orelnung keinen schriftlichen Anstellungsver¬

trag zur Voraussetzung hat. Wäre letzteres

wirklich der Fall, so hätte dieses Erfordernis

an die Spitze des gesamten Kapitels gehört, wie

dies in § 368 der RVO. bei der Regelung des

Verhältnisses zwischen Kk.en und Aerzten ge¬

schehen ist. An die Spitze des Kapitels IV, An¬

gestellte und Beamte, hat man dagegen die

Bestimmung gesetzt, wonach die Stellen der

Angestellten, für welche die Dienstordnung

(§ 351) gilt, mit zwei Drittel Mehrheit durch den

Vorstanel besetzt werden. Daraus ergibt sich zu¬

nächst, daß die Dienstordnung ohne

weiteres gilt, also ohne daß noch ein

schriftlicher Vertrag notwendig wäre. Ferner

ist aus dieser Bestimmung zu entnehmen, daß

die» Besetzung der freien Stellen durch

Mehrheitsbeschluß des Vorstandes erfolgt und

nicht durch Abschluß eines schriftlichen Ver¬

trags, der regelmäßig vom Vorstandsvorsitzen¬

den ausgefertigt wird. Auch in $ 350 der RVO.

wird das Eingreifen des VA. davon abhängig

gemacht, daß ein Ansteüungs b e s c h 1 u ß nicht

zustande gekommen ist. Ganz folgerichtig ist

auch hier auf den Anstellungsbeschluß des Vor¬

stands und nicht auf den schriftlichen Anstel¬

lungsvertrag das Hauptgewicht gelegt. Auch die

singemäfie Einordnung des § 354 Abs. 1 der RVO.

in die übrigen Bestimmungen des Kapitals er¬

gibt, daß § 354 Abs. 1 der RVO. nur bedeuten

kann, daß die Kk.en einen schriftlichen Anstel¬

lungsvertrag mit allen Angestellten auszuferti¬

gen haben, die der Dienstordnung kraft Ge-

iet sei oder kraft besonderer Vor¬

schrift unterstehen sollen. Die An¬

sicht das Reichsgerichts, daß die Unterstellung

unter die Dienstordnung den Abschluß eines

schriftlichen Anstellungsvertrags zur Voraus

Setzung habe, findet in den erwähnten Bestim¬

mungen keine Stütze.

Beitragsberechnung, wenn als Grundlohn

der wirkliche Arbeitsverdienst gilt.

Nach I 385 RVO. sind die Beiträge in Hun¬

dertsteln des Grundlohns su bemessen. Die

Satzung setzt elen Grundlohn gemäfi § ISO

RVO. lest, unel zwar 1) nach dem wirklicher!

Arbeitsverdienst ehr einzelnen Versicherten

oder 2) nach Lohnstufen oder 3) nach Mit¬

gliederklassen. Die Festsetzungen zu 2) und 3)
bedürfen der Zustimmung des OVA. In der

Satzung kann die Anwendung mehrerer Be-

rechnur.L'sarten nebeneinander bestimmt wer¬

den. Und schließlich kann der Kassenvorstand

[ ben eler Berechnung nach Lohnstufen unel

Mitgliedermassen tür einzelne Gruppen von

Versicherten oder einzelne Batriebe den wirk¬

lichen Arbeitsvi Etdietl als Grundlohn be¬

stimmen.

Aus der Fassung das j ISO ergibt sich zweifels¬

frei, daß eler Gesetzgebei die Grundlohnfest

setzung nach dem wirklichen Arbeitsverdienst

als primär betrachtet wissen will; nicht nur,

weil sie an erster Stelle aufgeführt ist, sondern

»ich, weil sie nicht eler Zustimmung des OVA.

bedarf. Aber auch tatsächlich dürfte dieser

Grundlohnfestsetzung der Vorzug gebühren,
da sowohl ehe Beitragsberechnung als auch

die Bemessung der Barleistungen absolut aul

den Lohn abgestellt sind. Wie sich die Durch¬

führung allerdings in der Praxis gestaltet, ist

eine andere Frage. Ein Höchstmaß an Zuver¬

lässigkeit der Arbeitgeber ist jedenfalls bei

der Beitragszahlung und bei Ausstellung ent¬

sprechender Lohnbescheinigungen im Zu-

immenhang mit Leistungsfällen durch den

Arbeitgeber als notwendige Voraussetzung für

die uneingeschränkte Anwendung dieser

Grundlohnbestimmung erforderlich. Daneben

spielen auch die in fast allen Kassenbezirken

anders gearteten sonstigen Verhältnisse eine

wichtige Rolle

Die Berechnung oder Errechnung des Grund¬

lohns ist im Abs. 1 des $ 180 geregelt; hier

dürften Unklarheiten wohl kaum bestehen.
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Anders liegen die Dinge jedoch bei der Be-

sung oder Errechnung der Beiträge. Hier

dt es an einer eindeutigen Bestimmung im

Gesetz. Trotzdem hat es bisher selten Streit

über diese Frage gegeben. Wenn man die

Bestimmung des § 385 in Verbindung nut § 180

bringt, so ist damit noch nicht viel erklärt.

Bnrt nis dem Zusammenhang mit den Bestim¬

mungen über Beginn und Ende der Mitglied-*

haft (§$ 306 ff.) und den?n über Aufbringung

n Mittel (§§ 380 ff.) wird verständlich, daß

Beiträge für jeden Kalendertag zu er¬

heben sind.

Daß dennoch Zweifel möglich sind, beweist

Entscheidung des RVA. vom 20. Januar

1932 (DKK. 193'2 Sp. 1098; Breithaupt 1932

al9). Das RVA. sagt: | 180 bestimmt die

rechnung des Grundlohns. Diese Bestim-

¦ ung gilt aber mangels einer ausdrücklichen

Vorschrift im Gesetz nicht auch für die Bei¬

ti agsberechnung (§ 385 RVO.). Die Beiträge

nnd nach der wirklichen Zahl der Tage zu be¬

messen, die auf den Zeitabschnitt entfallen,

füi (\en der Beitrag erhoben wird. Hat der

Monat z. B. 31 Tage, so sind auch für 31 Tage
nicht nur für 30 Tage — Beiträge zu be¬

rechnen. Gegenstand dieser Entscheidung war

Satzungsänderung einer Betriebs~Kk.,

durch die fiir Monatslohnempfänger für alle

Monate ein gleicher Beitrag in ihrer ent¬

sprechenden Lohnstufe festgesetzt war,

v itlich also jeder Monat zu 30 Tagen an-

setzt worden ist. Im wesentlichen Teil der

ts( heidung heißt es:

Nadi I 385 \!>v I KVO. sind die Beitrage li Hundort-

dei Grundlohnes zu bemessen. Als (irundlohn

N nadi » ls0 \bs. l Satz: 2 RVO. drr auf des Kalemier-

entfallesde h-il des Arbeitsentgelt« Nach § 180

im i Sali 4 RVO. ^t für die Bereduiasg die WodM

i liebes, def Monat n dieiSif und das Jahr zu 360

»n •n/iiN.'t/rn. Danach i^t. «li die Berechnung d

Grundlage tir dl€ Beitragsbemessung bildenden

Grosdlolias aalasgt, ellerdisgs ni unterstellen. <i«_• ii alle

llosate glei<fca_üUKg 30 Tage haben. Das gleiche ?ilt

mangels einer ausdrücklichen Vorsdirift im Gesetz

finhi auch für die Berechnung des Betrages der für die

aselaes istssafsmäSigen Zahlanesseitea ei leistendes

Beiti Diese sind \ielmehr nach der wirklichen Zahl
/u kernet« Ite aal den ZeitabsduMtt ent-

D tl ur der» der Beitrag jeweils erhoben wird. Bei

ner monatweisen Erhebung der Beitritt ist demnach

r iewetli aa zahlende Betrag verschieden hoch, je

m, ob es >ich um einen Monat mit 28. 29, 30 oder

ti Tagen handelt."

Es wird dann auf die Entstehungsgeschichte
dei jetzt geltenden Fassung des § 180 einge-

n und zum Schluß ausgeführt:
•• Bered_IBSSg der für die ein/einen Zahlungszeiten

£u leistenden Beitrage ergibt sich demnach aus eiset

Vervielfältigung les auf »Ien Kalendertag entfallenden

»ei »etrages mit der Zahl der von der betreffenden

^ahlungszeit umfallten Kalendertage

Mit dieser Entscheidung und ihrer Begrün-

g könnte man sich einverstanden erklären,
wenn si nicht neue, weniger erfreuliche

Zweifel veranlaßt hätte. Soweit die Beitrags-

berechmmg nach dem Lohnstufen- oder Mitglie-
b rkl ss«»n-Cjrundlohn erfolgt, ist jeder Zweifel

schlössen; nicht aber in den

len, wo der wirkliche Arbeitsver¬

dienst der Grundlohn bildet. Das gilt
allerdings nur dar wo monatlich Entgelt ge¬

lt wird. Der Präsident der RfAuA. hat die

Entscheidung des RVA. zum Anlaß seines Be¬

ides vom 23. November 1932 (DKK. 1932

Sp, 1380) genommen. Er sagt:

..Fn ergibt sich hieraus, dali auch in Fällen, in denen

die kken. die Beitrüge nadi dem wirklichen Arbeitsv«

dienst (4 iso Ziffer t RVO.» .les Monats beredinen.

/ ii n ä c h s t pemall I 190 Abs. 1 Satz 4 e i n I) r e i (1 i g -

stel des wirklic heu Arbeitsverdienste!

als der aut den Kalendertag entfallende Grundlohn an¬

zusetzen und naeh diesem () rundlohn ent¬

sprechend der tatsächlichen Zahl der

T ag e des Monats (also im Februar für 28 bzw.

-N Tage und in den Monaten zu 31 Tagen für 31 Tag«)

die Beitragshöhe il bemessen ist.'

Dem Bescheid des Präsidenten der RfAuA. ist

zwar nur der Wert einer Meinungsäußerung
beizumessen, nicht der Wert einer rechtlich

verpflichtenden Auslegung einer Gesetzes¬

bestimmung oder gar einer Ausführungs¬

bestimmung. Die in dem Bescheide

gezogene Schlußfolgerung ist

tatsächlich so neu, daß damit Sinn

und Zweck der Grundlohnfestsetzung nach

dem wirklichen Arbeitsverdienst verloren

gehen. Nur dann kann eine solche Grund¬

lohnbestimmung für alle Beteiligten wertvoll

sein, wenn sie unkompliziert angewendet wird,

d. h. wenn der Bruttolohn — ganz gleich, für

welchen Zeitraum er gezahlt wird — ohne

weitere Umrechnung für die Bemessung oder

Errechnung der Beiträge gilt. Wollte man

wie der Bescheid schlußfolgert verfahren, so

würden sich in der Praxis Schwierigkeiten er¬

geben, die es geraten erscheinen lassen, von

der als primär im Gesetz festgelegten Grund-

lohnbestimmung überhaupt abzugehen. An

eine solche Auslegung hat man bisher nicht

gedacht, und sie ist auch von der Gesetz¬

gebung sicher nicht gewollt. Dennoch kann

man die Auffassung in dem Bescheide gerade
im Hinblick auf die vom RVA. in seiner Ent¬

scheidung festgestellte mangelnde Gesetzes¬

bestimmung vielleicht nicht ganz als abwegig
bezeichnen. Sollen die sich aus der Auslegung

dieser Bestimmungen für die Beitragsberech¬

nung ergebenden Schwierigkeiten beseitigt

werden, so muß eine Aenderung entweder des

$ 180 oder des § 385 RVO. erfolgen. Der

jetzt geschaffene Zustand ist jedenfalls nicht

erträglich. E. Schulz, Nowawes.

Mehrleistungen der knappschaftlichen
Angestelltenkrankenkasse.
Nach der Notverordnung vom 8. Dezember 1931

ist den Kk.en die Gewährung von Mehrleistun¬

gen mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde nur

möglich, wenn der Beitrag z. B. in der Ar-

beiter-Kk. der Knappschaft 6 v. H. und in der

Angestellten-Kk. 4 v. H. des Grundlohnes nicht

übersteigt. Nach langem Zögern hat der Reichs¬

arbeitsminister durch den Erlaß vom 22. De¬

zember 1932 mit Wirkung ab 1. Januar 1933

(auch für laufende Fälle) folgende Mehrleistun¬

gen der Angestellten-Kk. genehmigt:
1. Beihilfe für größere Heilmittel bis zum Ge¬

samtbetrag* von 100 RM.; 2. Beihilfe für Hilfs¬

mittel bei Verunstaltung oder Verkrüppelung
his zum Gesamtbetrage von 100 RM.; $. Zu¬

schuß zum Zahnersatz in Höhe von 4 RM.

pro Kaueinheit bis zum Gesamtbetrag« von

100 RM. im Jahre; 4. Zuschuß zur Kranken¬

pflege für die nach § 16 RKG. in Verbindung

mit $ 116 der Satzung versicherten Mit¬

glied (Ober 300 RM. Monatseinkommen)
von 50 v. H. des höchsten Grundlohnes für

jeden Kalendertag. Hierzu wird für die Ehe-
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IU urul rr jedes Kin Zuschlaf >n

10 v. H. di | Zu « : U 1 tef (ie-

imtzuschufi dari i D eiviertel des höchsten

Grundlohnes nicht Oberste n. Dei Zuschuß

• si noch W :!1 ch s Arbeitst elts ge¬

währt, i aus de Invaliden-, An-

• stellten-, Unfall- unei knappsch«aftlichen Pen-

onsversicherung werden aui den Zuschufi an-

« | et; V I maligei Entbindungskostenbei¬

trag in eler Wochenhilfe und P«amilienwochen-

hille iri Höhe von 25 RM.; f» Pamilienhill Ir

iejenige Verwandte, die an Stelle eier Ehefrau

indig dei Haushalt führt; 7. Sterbegeld beii

rock Familie ngehörigen, urul zwar I

I • j ttc 60 v. II. <md fttr jedes Kind

\ .11. h mindestens 25 RM. — von

en> Beti Sterbegeldes, das heim rode

V /u zahlen wäre. Für ein« lot-

rt ein Sterl Id von io RM. Das Sterbe¬

eid wird nicht gewährt, soweit für den Ver¬

storbenen ein Sterbegeld aus einer anderen Kk.

ler aus eim ersatzkass ahll wird;

1 ischengeld lür ledige Mitglieder wiihrend

der Unterbringung bi einem Krankenhaus, Ge*

nesungsheim oder einer Anstalt in Höhe von

0,50 k.M. pro Kalendertag

Beitragseinzug bei den Krankenkassen.

Den woe Kallroevei in Nr. 29/1992, S. 345, be¬

schriebenen Methoden des Bettr«agsetnzugs will

«n noch solche hinzustellen, «lie noch schnei«

lere Geldeingänge verbürgen unel die Zahlungs¬

pflichtigen in keiner Weise belasten.

Grundsätzlich stimme ich su, dafi, wenn che

Kk. die Beiträge errechnet, ein Arbeitgeber

(Arbg.) auch eine spezifizierte Rechnung er-

halten mufi, obei hon ei keinen Anspruch dar-

tt hat Um bei den Arbg», die einen grofien

Arbeitnehmerbestand haben, nicht jeden Mo-

it eiie Namen in ein Rechnung wiederholen

i müsse empfiehlt es sich, die Rechnungen

i Absei,riit drr Beitragshebeliste auszustellen.

Die Listen pendeln dann zwischen Kk. und

Arbg. hin Und he Nach Durchsieht schicken

• Arbg. sie vn i zurück, damit m< bei <h

listen Beitragsberechnung zur Hand sind.

Den Einzug dei Beiti kann man In einem

I ndlu ei besst als in

mittleres odei Stae Jede Arbg.
bei t, aul welchem Wege ei die Bei¬

abführen will. Bares Geld ist auf dem

I ade iowieso rar und heim Kassi . durch

Boten wirel diesei in den meisten Fällen an

Im« laschen kommen, «Ibst wenn dei Zah¬

lungspflichtige übei Mittel verfügt, eiie ei ai*

chi in seinem Hause hat. Die Arbg. in de

I findkreisen werden also m den meisten F«ällen

Beiti bargeldlos zahlen. Man kann sieh

hi« »n vornherein ganz daraui einstelle]

a* rdem nimmt man den Zahlungspflichtigen
«ii»- Arbeit ein l> neidlosen lieber«

!>, wobei die Kk. auch noch schneller

eu ihren Beiti >mmt. Man fragt also d

Arbg., "h die Bd m Bankkonto ab-

rbucht werd«en sollen, ob sie e Postscheck«

konto hab h eiie Beiträge elurch Post-

ichnahnv erhoben weiden können. Fast in

je de Gemeine ist . eil landwirt-

ittliche Spar- und Darlehnskiisse od< e

Fili Kreivsparl ider einei _stig<

Bank. Man mu& dk Zahlungspflichtigen 1

U _,
ihr Einverständnis elazu ZU geben, d

der Bet rag der monatlichen Beitragsrechnung
unmitt ir »m Bank- usw Konto abg«

rieben wirel, oder wenn zu diesem Zeitpunkt
Itd dem Konto Mittel nicht vorhanden sind,

Ffende Bank oder Kas Beträge

für s bezahlt und ls Konto damit ent-

sprechend belastet. Die Abschreibung vom

l'osts« kkonto kann natürlich nur erfolgen,

enn Mitted auf diesem Konto vorhanden sind

Die Arbg., che durch ein und dieselbe Rmk

Ier Kasse die Beiträge auf diese Weise zahlet;

lassen, werden dann in einer Aufstellung an die*

Hank usw. zusamnv laßt und die Rechnun¬

gen beigefügt, damit sie mit der Lastschrifts-

.zeige elurch che Kasse oder Bank elem Zah-

lungspflichtigeen dnnn weitergeleitet werden

können. Sind eh. einzelnen Listen aut ehe

Weise aufgestellt, fafit man sie» wiederum mit

ihren Endbeträgen in einer Aufstellung su-

tmmen für elit» Zentrale das Kreisaparkaaai

(für ihre sämtlichen Filialen) und tür die Haupt¬

genossenschaftskas* (sämtliche landlichen

Spar- und Darlehnskassen). Auf diese Weise

kann, wenn alles gut vorbereitet ist, an eilten»

rage eler gröfite leil dei Beiträge bezahlt sein.

Die Kk. spart auch durch <he zusammengefaßt*

Zustellung dio vielen einzelnen Portis der Recl

i mtgen. Die Kreissparkasse unel Huuptgenos-

Senschaftskasse bezahlen dann mit einem Be

nage
— vielleicht gemessen an eler Kk. von

Kallmeyer — für 1200 bis 1400 Arbeitgeber di

Beiträgt
Dadurch fallen natürlich audi für dieese Per-

• nen elit» Mahnungen Fort. Der Zuhlungs-

pflfchtige kann ja die Zahlung nie vergessen,

weil für ihn alles besorgt wird. Die Mahnungen

fallen .d>er auch noch fort, wenn <lie Beiti

durch Postnachnahme erhoben werden. Die

Nachnahme läßt sich zur Beitragsrechnung
vorrichte«; Wird de Beitra durch Nach¬

nahme erhoben, kann eler Zahlungspflichtige die

Bezahlung insbesondere niemals vergessen. Hat

heim Vorzeigen durch den Postboten d

Geld nicht zur Verfügung, kann er ehe noch-

malige Vorlage noch einer Woche verlangen.
Bis dahin kann sich jeder einrichten und be¬

zahlen. Die ite Vorzeigung elurch «ien Post¬

boten st ilso gewiseermafien als Mahnung zu

h» . die einmal weder <1« Kk., no<

«lem Zahlungspflichtigen etwas Besondere

kostet Wird trotz der zweiten Vorlage die

Nachnahme nicht eingelöst, dann wird sie ent-

le\ elem Zahlungspflichtigen vorgelegt und

spätei wirel dann ohne nochmalige» Mahnung

unter Umstünden zwangst beigetrieben.

Gibt der Zahlungspflichtig« in Einverst«ändni

dazu, elit» Beitragssumnv von seinem Post¬

heckkonto abzuschreiben, dann empfiehlt « s

sich, ihm elie Beitragsrechnung einen Tag vor

der Anforderung des Rechnungsbetrages vom

Postscheckkonto mit dem Hinweis zuzustellen«

dai am folgenden rage die Abschreibung vom

Postscheckkonto erfolgt unc) er für genügende
Deckung sorgen möchte Kommt ehe ueber¬

weisung wegen Mangel an Deckung zurück,

mn wird sie dem Zahlungspflichtigen zug<

s< hickt und sonst wirel wie bei einer nicht ein¬

lösten Postnachnahme n.
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[rei Verfahren ! ch auch bei all»

liger Mitgliedern anwenden. Z' Bar¬

th)ung yu\d zur Einzahlung aul elem Post-

. , k~ Bankkonto el« Kk. verbleiben

.n nur, gemessen an der Gesamtzahl der

,j|e, w< P n übrig. Die» Verfahr»

er vielerorts schon seit vielen Jahren mit

.ii Erfolge angewendet Sie bringen vor

Dingt in eine Beschleunigung der

• n mit sich, die Verbuchung
en Soll-Listen usw.

bald ein neues Konto bei der Kk. ffnet

<1# halten die» Konteninhaber eine Karte»

Rückantwort:

r. rag det Poststempels.

.. ii kürzlicli bei mm VersiAerte emeldet, fnr

» i; Be ka>- trenüber zahlungspflichtig
eriinfe dt-r Beiträge wird >«• o bm «lur«.4i

einer besonderen Rechnung ib «Ut l!<

« • 11 tu i"> j. \I. fnr den wr. enen Monat er«

\l i I li rt* in EiarerstMadaii siad *ir aber nach
« Beitrage (lnr«ii Postnachnähme eiaxasiehen

r falls Sie «'in Pcostschedt;« oeder Bankkonto besitzen,
M dem Konto abbuchen zu lassen. Heim Vi

kren ken eh« VorieigegebShr (21 Rp
/,tlilk.ii trn_rfh'ih r /•! Ihrrri Lasten. Di«' \'>-

huM rom Posts«cb«M_k- •?<!«*r Bankkonto ii imhr n-

Bei bellten Verfahren erteilt Ihnen «In- K.i

regelmäßig ebenfalls eine bewundere Beitrags¬
ing mit Finzulauftteilang, «li«- beim Nachnahme-

tftr mit «Irr Nachnahme» verbunden i»t, während
i beim P«»»t_H_heck.*«»rfahren -.»ml... _/ u mh t.

Saethaahmeverfabrei i^t dei B«esitj der Nach-

nn- I»"n(]i» iniLrung über die geleistete /tili-

• i der Postscheck- «»<l«r Bankabs«chreibaaa er«

'- I mpfaags_bes«cheiniganfl den I hrift¬

en dabei den Vorteil, dafl ein» Bezahlung
Rechnung nu- rei en wird, no «lai» Ihn«'..

iii \»-r«lrui; and Mehrke>stc»n entstehen könnten, die
/\ itreibnng rerarsa«ch< werden, ^uHerdem

-

i »i • /• I und die Mühewaltung fur <li<

rerweifunf r Einzahlung: irii uml die Post m«adiei
i . \r!»- Beim \a«rhnahmeverfahren haben

-

. u r Möglichkeit, sich <li«» ron d«*r k..^-«

esetzte / ililfriM roa einer Wcrnhe zn erhalte*, wenn

nicht _:b*nb bei dri erstmaligen Vorlagt1 bezahlen
• i fdet wollen, denn Sie können vom PoMzustelle r

gen dal Ihnen «li«' Nachnahme nach Ablauf einer

••irt wird.

3 V

z: _c

auf diese Möglichkeiten der Ke

lung hierdurch !•• Je«r> Inn nnd bitten Sie, faili

rhebnng nach einem «In¦»*« r Verfahren irltaKheÄ,
• it11« Postkarte entsprechend auszufüllen nnd

le Widerruf darth Sie im jederzeit möglich.

K-ilH I

in. die Beitrü nforl durch Post-

• zn erheben.

\l i de r tbbuefeang der Krankenkassen- und \r-

rungsbeii i i un meinem ' nnse-

Postsch«rf_k- "«Irr Bankkonto bin kft (sind

vir) «iro « T**ta ndet).

3 ttfi der Knse ausqefuHt

mg .

\l I r. .

-

it<» lautet:

. Fahrt die

heim Postscheckami

hnung der Hank

•

fS^mp«' o<.«' Ur.t«rtcfi'«f« Citt* r«cM _}«_.

NV ohnung

Zeil zu Zeit weiden auch elit» noch offei
immer wieder bearbeitet. Aut dies

^# 1 eler Kreis immer gröfiei und viele

Stimmigkeit *n weaelen tTOn vornherein untei -

len.

Verwaltungsdirektor Erich Kilian, Hannovi

Das Rückforderungsverfahren bei zu

Unrecht gewährten Kassenleistungen.

Di« lind nicht selten, wo Leistungen an

Mitglieder und Ang ohn rechtliche»

Grandkge gew«&hrt weiden. In eier Hauptsad
werden sie» verursacht elurch falsche Angaben
bei Erstattung der An-, Ab- unel Ummeldun-

en und irrtümliche I chntUIg eler Hohe und

Dauer eler Barleistungen. Dazu gehören auch

elie Fälle, in denen eler Versicherte gewifl
istungsansprüche gegen die Kk. vor dem

VA. eltend macht unel dem Klaueanti

ttgegeben wird. Wenn auch die» Kk. gegen

die erstinstanzliche Entscheidunejr Berufung an-

• meldet hat, so bewirkt dieses Rechtsmittel

keinen Aufschub, die* Kk. hat, gegebenenfalls
auf Anordnung dar Aufsichtsbehörde-, ihrer

Verpflichtung aus dem Urteil nachzukommen.

Rechtsmittel bewirken nach $ 130 RVO. nur

Aufschub in elen im Gesetz vorgesehenen
Füllen, worunter nicht Entscheidungen in Kran-

kenv«ersKherungssachen lallen. (>l> elie Voll¬

streckbarkeit aus nicht rechtskräftigen Vorent-

scheidungen gegeben ist, ist strittig. Wird nun

in der höheren Instanz eine Entscheidung ganz
oder teilweise zugunsten der Kk. erzielt, elann

hat sie zu Unrecht geleistet, und es besteht

ein Rücktorderunysanspruch. Im Gegensatz
su den Barleistungen können gewährte Sach¬

leistungen, von den Versicherten nicht zurück«

gefordert werden. (Entscheidung eles RVA.

vom o. Juli 1930.) Ob auch, wenn elie» unrecht«

mäßige Gewährung von Sachleistungen durch

ein Verschulden des Arbg. oder seines Beauf¬

tragten veranlagt würele», ein Ersatzanspruch
eler Kk. besteht, soll nicht weiter untersucht

werden, ela ia hierüber nicht elie Instanzen eler

Reichsversicher ung, sonelern die Zivilgerichts«
barkeit entscheidet Im Streit über diese Präge
hat sich eine einheitliche Rechtsprechung bis¬

her bei den Gerichten nicht durch tzt. Es

se»i uch darauf hingewiesen, elab eler Ver¬

sicherte aut Grunel einer versicherungsbehörd¬
lichen Entscheidung nicht die» öffentlichen Be¬

hörden, also den Gerichtsvollzieher um

Zwcingsvollstreckung gegen die Kk. angehen
kann, sondern elab die Kk. nur durch elas tür

ihren Sitz zuständige VA. — vielleicht unter

Zuhilfenahme ehr Strafbestimmungen nach

$ 31 Abs. 5 RVO. zur Erfüllung ihrer Ver¬
pflichtung angehalten werden kann. (Entschei¬

dung ehs RVA. vom 27. September 1926,

Dtsch. Kikk. 27, 4S7.)

Die Entscheidung darüber, ob ehis zu Unrecht

Gezahlte rarückgefordert werden soll, liegt

em K ie» ob, Wenn sich nicht

um allzu hohe Beträge handelt unel das offen-

Unvermögen des Leistungsempfängei s

ir Rückerstattung anzunehmen ist, ist ein

Verzicht unbedenklich; da elas RVA. in der I

26. Februai 1931 IIa K 561 3( AN

1931 IV 21 Nr. 4i mu gesqrl hat.

dab die §§ 620 unel 1320 RVO., wonach

in eh UnfV. und InvV. «»in Verzicht

id V einziehung von unrecht 6ig ge«

währten Leistungen statthaft

Anwendung itd «iie- KV, finden. < >b auch bea

ren Beti
_

n eine Ni« schlagung ohn

eingehende Prüfung der Verhältnisse und aus-
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nahmslos gutzuheißen ist, ist im Hinblick auf

§ 23 RVO. zu verneinen. § 23 RVO. ver¬

pflichtet die Organe zur getreuen Geschüfts-

verwaltung, und es würde eine Verletzung der

Sorgfaltspflicht bedeuten, wenn die Verfolgung

dies«er Ansprüche in jedem Falle unterbliebe.

Die Geltendmachung dieser Ersatzansprüche
>t ja auch jetzt wesentlich vereinfacht durch

den vom RVA. in der Entscheidung vom

10. April 1930 (Dtsch. Krkk. 31., Sp. 703) auf¬

gestellten Grundsatz, daß der Leistungsemp¬

fänger dem Anspruch auf Rückzahlung nicht

mehr elen Einwand entgegensetzen kann, er sei

nicht mehr bereichert.

Wenn nun eler zum Ersatz Verpflichtete dem

Rückerstattungsb«egehren der Kk. nicht nach¬

kommt, dann bleibt der Weg der Aufrechnung
nach § 223 RVO. oder die Kk. ist genötigt,
einen Rechtstitel zu erwirken, um die Zwangs¬
beitreibung durchführen zu können. Wenn auch

dieese Ersatzansprüche einer 30jährigen Ver¬

jährung unterliegen, (Entsch. des RVA. vom

26. September 1^16) so führt doch die Auf¬

rechnung in den wenigsten Fallen zum Er¬

folge, da rüe in Frage kommenden Personen

vielfach als Mitglieder bei der Kk. ausscheiden;
außerdem elürfen ja auch Krankengeldbetrage
nur zur Hälfte» einbehalten werden.

Welches Verfahren ist nun einzuschlagen, um

in den Besitz eines vollstreckbaren Titels zu kom¬

men? Vielfach wird in Fachkreisen und in der

Literatur ehe Ansicht vertreten, elaß das Mahn¬

verfahren nach dem § 688 ZPO. das Gegebene
sei. Wenn es auch zutrifft, daß dieser ^e^ in

vielen Füllen zu dem gewünschten Erfolge
führt, so kann dieser Meinung doch nicht bei¬

gepflichtet werden. Die Verfechter dieser An-

cht übersehen, daß «es sich bei diesen Er-

it/ansprüchen um öffentlich-rechtliche An¬

sprüche handelt, worauf nicht ohne weiteres

das Zivilrecht angewandt werden kann. Der

ordentliche Richter muß daher ein derartiges
Begehren einer Kk. auf Erlaß eines Zahlungs¬
befehls wegen Unzulässigkeit eles b«eschrittenen

Rechtsweges ablehnen, da wegen des staats¬

rechtlichen Gepräges der Forde rung das Zivil¬

gericht nicht entscheiden kann, weil hierzu die

Verwaltungsbehörden berufen sind. Diese Auf¬

fassung wird elurch die Entscheidung des

Großen Senats eles RVA. vom 20. Dezember

WW (Arbeiter-Versorgung 1920, S. 130) ge¬

stützt, worin der Senat als maßgebendes Recht

festlegt, elaß die Entscheidung über einen Streit

bei zu Unrecht geleisteten Zahlungen die Ver-

cherungsbehörelen zu fällen haben. Das

gleiche muß sinngemäß auch für nicht strittige
Ansprüche gelten. Wenn nun durch die

Spruchbehörden eine Verurteilung zur Rück¬

zahlung erfolgt, dann würde doch der bean¬

tragte Erlaß eines Zahlungsbefehles beim or¬

dentlichen Gericht, insb«esondere bei Wider- ¦

spruch des Schuldner b«edeuten, daß das

Amtsgericht in die Nachprüfung einer endgül¬
tigen, rechtskräftigen Entscheidung der Ver¬

sicherungsbehörden eintreten müßte. Nach an¬

erkanntem R«echt ist aber eine Ueberprüfung
einer im Verwaltungswege ergangenen Entschei¬

dung elurch die ordentliche Gerichtsbarkeit

überhaupt nicht möglich. Da das Verwal¬

tungszwangsverfahren wegen des Fehlens einer

m

entsprechenden Bestimmung in der RVO., wi«

dieses im § 28 für Rückstände geschehen ist,

ausscheidet, kann nur der Weg nach dem

§ 115 RVO. beschritten werden. Nach dieser

lesetzesvorschrift sind die öffentlichen Behör

den verpflichtet, auf Ersuchen der VTr. voll¬

streckbare Entscheidungen zu vollstrecken

Nun zeigt es sich in der Praxis häufig, daß

die um Vollstreckung angegangenen Behör¬

den die Erfüllung gewisser Vorschriften d«es

Zivilrechts (§§ 724 und 725 ZPO.) verlangen,
also die Einholung der Vollstreckbarkeitsklau-

sel von der Versicherungsbehörde fordern, die

die Entscheidung gefällt hat. Ein solches Er¬

suchen der Kk. wird aber meistens von der

Versicherungsbehörde abgelehnt, weil die RVO.

keine Bestimmungen enthält, wonach die Ver¬

sicherungsbehörde zu einer solchen Maßnahme

ermächtigt wird. Läßt nun der Wortlaut de

| 115 RVO., insbesondere die Fassung „voll¬
streckbare Entscheidungen", eine derartige

Auslegung gerechtfertigt erscheinen? Man

kann auch demgegenüber die Auffassung ver¬

treten, daß mit dem Ausdruck „vollstreck¬
bare

"

g«esagt werden sollte, daß es sich um

ausgeklagte, rechtskräftige Entscheidungen
handeln muß, wogegen also ein Rechtsmittel

nicht mehr gegeben ist. Und das schon aus

eler Erwägung heraus, daß, wo das Gesetz

einen Anspruch einräumt, es auch die Mittel

zur Verwirklichung geben muß. Es ist doch

nicht einzusehen, daß, weil die RVO. keine

Verfahrensvorschriften in di«eser Beziehung

enthält, ohne weiteres das bürgerliche Recht

Anwendung finden soll. Daß der Gerichtsvoll¬

zieher ein dahingehendes Verlangen an die Kk.

stellt, ist daraus zu erklären, daß er infolge
der Vollstreckung von fast nur unter privatem
Recht ausgefertigten Rechtstiteln ein ander*

Verfahren nicht kennt. Gegebenenfalls muß

die Kk. ein derartiges Begehren eines Gerichts¬

vollziehers ablehnen und das übergeordnete
Vollstreckungsgericht anrufen. Ist auch die*

Erinnerung erfolglos, dann bleibt die Be-

hwerde an das Oberlandesgericht.

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß für die

Verfolgung dieser Ersatzansprüche die Ver¬

fahrensvorschriften des bürgerlichen Rechts

ausscheiden, und daß versucht werden muß,

über den $ 115 RVO. zum Ziele zu kommen.

Vielleicht wird auch diese Frage einmal durch

elie Rechtsprechung der obersten Spruch¬
behörde geklärt. Aug. Hahn, Hagen-Halden.

Die fristlose

Entlassung im Beschäftigungsverhältnis.

Die Grundlage der Krankenversicherungspflicht
ist das Beschäftigungsverhältnis. Beginn und

Beendigung der VPfl. bestimmen sich nach dem

ersten unel letzten Tage des versicherungspflich¬
tigen Beschäftigungsverhältnisses. Allgemein-
«jfültige Regel für elessen Bestimmung im Sinne

der RVO. ist die Verfügungsmacht des Arbg.
über die Arbeitskraft des Beschäftigten. Durch

die Kündigung des Beschäftigungsverhältnisses
will der Arbg. auf die Arbeitskraft des von ihm

Beschäftigten von einem bestimmten Zeitpunkt
ab verzichten. Damit entfällt auch die Voraus¬

setzung der VPfl. nach § 165 Abs. 2 RVO. Dieser



rundsatz wurde früher ausnahmslos ange-

,nelt. Er hat auch heute noch Geltung für den

normalen Ablauf des Arbeitsvertrages. Viele

tsverträge enden aber nicht normal. Im

! im HGB., in der Gewerbeordnung, im

BRG-, im Gesetz über Beschäftigungen vor und

nach der Niederkunft, im Schwerbeschädigten-

K /, im Gesetz über die Fristen für die Kün-

digung von Angestellten und in einer Reihe von

und Einzelarbeitsverträgen wurde näm¬

lich bestimmt, unter Einhaltung welcher Fristen

Arbeitsverhältnisse Beschäftigter nur ge¬

kündigt werden können. In diesen Fällen

ndigt das Beschäftigungsverhältnis nicht zu

«lern vom Arbg. gewünschten und gesetz- oder

erti igswidrig angeordneten Zeitpunkt, sondern

rst nach Ablauf der gesetzlichen Kündigungs-
Der Vertragsbrüchige Arbg, wird zur

t« i beschäftigung des Arbn. verurteilt, aber

r kann die Weiterbeschäftigung ablehnen. In

diesem Falle muß er jedoch den Arbn. bis zum

ibeitsrechtlichen Ende des Arbeitsverhältnisses

in eler Höhe des diesem zustehenden Arbeits-

? relienstes schadlos halten, solange ihm der

\rbn. seine Arbeitskraft zur Verfügung hält.

In der RVO. hat der Gesetzgeber bedauerlicher

Weise auf diese neue Rechtslage noch nicht

Rücksicht genommen. Um so mehr wurde da-

r elie Entscheidung 3102 des großen Senats

RVA. vom 7. Dezember 1926, AN. 1927

II begrüßt, die sagt:
1 >as Jie K ranken versicherungspflitht 1j« _rrun lenele

* .ifngungsverhdltnis erlischt aueh naeh «ler Se¬

if «ler tatsächlichen Beschäftigung des Arbn.

nieht, solange das der Beschäftigung zugrunde tiefende

f> «»der Arbeitsverhältnis und der sich detaai
• :•• Anspruch des dienstbereiten Arbn. auf die

•^•ihrung des vertragsmäßigen Entgelts ireitei be-

ien."

Der früheren Auffassung, daß „mit der Ent¬

lassung auch die VPfl. endet, selbst wenn später
«ler Arbg. verpflichtet wird, Gehalt für die Kün¬

dig ungszeit nachzuzahlen", wird damit der

entzogen. Die Entscheidung bereitet in

Frage des Beschäftigungs- und Versiche-

rhältnisses nach der RVO. eine An-

gl ung an den modernen arbeitsrechtlichen

Begrifl des Beschäftigungsverhältnisses vor. Die

Entscheidung vermag aber doch nicht, vor

Beendigung des arbeitsgericht¬
lichen Streit Verfahrens, die Entschei¬

dungen der VTr. zugunsten der Versicherten

elirekt zu beeinflussen. Ihre Bedeutung liegt aus¬

schließlich in der rückschauenden Beurteilung
aer zugunsten des fristlos Entlassenen aus-

n arbeitsgerichtlichen Urteilsfällung.

Beispiel: Der Vertragsbrüchige Arbg. meldet den

entlassenen mit dem 30. April als letztem

BeaAlftifMfstag amdk wee det amMemkenkanm ib. Wem
Kutlassene ntn am 23. Mai ärztliche Hilfe in An¬

nen muff, dann wird ihm durch die Kk.

kilrl werden, di.fl er nach § Sil RVO. keinen Anspru«h
Kassenieistun^en mehr hab' Mit dem Hinweis

?•s Kassenmitgliedes, dafi die Entlassung unberechtigt
-vi und daB er Klage beim Arbeitsgerieht auf

wtung «Jer gesetzlichen Kündigungsfrist gestellt
die aber noch nieht entsehieden ist. kann die Kr

nichts anfangen. Es kann der Natur der Stehe nach nidit
den Aufgaben der VTr. gehören, in eine arheitsredit-

iche Prüfung des Streitfalles einzutreten, la diesem

!______ eines schwebenden Verfahrens, in den i

Rechtslage noch curchaus umstritten sein kann. « rweist
h die Entscheidung vom 7_ Dezember 192h als un-

Heer ist sie Theorie, mit der kein \Ir

§ anzufangen wissen wird. Der Krank • r ent-

io seiner mittlichen wirtschaftlichen Lag«" ihm
im Grande zustehenden Versidierungshilf-

Auch der Hinweis der Entlassenen auf offen¬

sichtliche Verletzungen der in einem oder meh¬

reren der angeführten Gesetze enthaltenen

Kündigungsschutzbestimmungen durch den

Arbg. macht die Entscheidung 3102 im schwe¬

benden Verfahren nicht anwendungsfähig.

Beruht die fristlose Entlassung auf der Meinung
des Arbg., einen Grund zur fristlosen Lösung
des Arbeitsvertrages zu haben, dann muß der

Arbn. im arbeitsgerichtlichen Verfahren den

Beweis des Gegenteils erbringen. Aber auch

beim Vorliegen eines gesetzlich einwandfreien

Vertragsbruches des Arbg. bestehen verschie¬

dene Möglichkeiten, den Streit beizulegen. In

Nr. 4/1931 der VZ. ist z. B. in einer Aufgabe aus

dem gleichen Fragenbereich der Streit durch

einen Vergleich beigelegt worden. Dadurch hat

der Arbn. auf einen Teil seiner Ansprüche aus

dem Gesetz über die Fristen für die Kündigung
VOQ Angestellten dem Arbg. gegenüber ver¬

zichtet. In diesem Falle findet das Beschäfti¬

gungsverhältnis auch im arbeitsrechtlichen

Sinne eine frühere Beendigung.

Der fristlos entlassene Versicherte kann nun

zwar nach § 403 Abs. 2 die Entscheidung des

VA. (Beschlußausschuß) anrufen. Das VA. wird

elie Rechtslage vor Abschluß des arbeitsgericht¬
lichen Verfahrens aber auch mit Hilfe der Ent¬

scheidung 3102 nicht zu klaren vermögen.
Genau wie der VTr. muß das VA. erst das

arbeitsgerichtliche Endurteil abwarten.

Um den Gefahren zu entgehen, elenen sich der

fristlos Entlassene ausgesetzt sieht, und um den

Mangel zu beheben, der trotz der Entscheidung
3102 für die Bestimmung der Beendigung cles

Versicherungsverhültnisses bei fristlos Ent¬

lassenen, mindestens für die Dauer des arbeits¬

gerichtlichen Streitverfahrens, bestehen ge¬
blieben ist, muß solchen Arbn. empfohlen wer¬

den, die freiwillige Weiterversicherung inner¬

halb der Dreiwochenfrist des § 313 RVO. bei

ihrer Kk. zu beantragen.

Zweckmäßig wird der Versicherte beim Kassen-

vorstanel um Stundung der Beiträge gemäß
§ 393 RVO. nachsuchen. Die Stundung von

Beiträgen durch den Kassenvorstand muß in

solchen Fällen als mit einer geordneten Kassen¬

verwaltung verträglich (AN. 1917 S.. 543) und

auch als zulässig angesprochen werden. Nur

auf diesem Wege ist es möglich, den durch die

Entscheidung 3102 begründeten neuen versiche¬

rungsrechtlichen Begriff vom Beschäftigungs¬
verhältnis für jeden Fall praktisch werden zu

lassen. Paul Nietsch, Würzburg.

Mehr Freundlichkeit!

Die Zeiten sind schwer. Krieg, Inflation und

die folgenden Notjahre haben viele Menschen

hart oder nervös gemacht. Das wirkt sich

deutlich im öffentlichen Leben aus. Besonders

elie Stellen, elie einen lebhaften Publikums¬

verkehr haben, können ein Lied von den Folgen
singen. Dazu gehören auch die VTr.

Die engste persönliche Verbindung mit den

Versicherten besteht in der KV. und in der

AlVers. Die Hilfesuchenden sind hier zumeist

gesundheitlich oder wirtschaftlich in einer b«e-

eirängten Lage. Daraus entspringen Empfind¬
lichkeit und Nervosität. Sie wird noch gesteigert.
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w «is zwingenden Gründen, nicht die

Möglichkeil besteht, elie* gewünschte unel er-

• • Unterstützung zu gewähren. Dns ist

UM hlich durchaus /u hen. Aber am

besten I I m/m ai lolchen Versie herten

mit Hoilichket. mit mehr, mit Freundlich-

keit. Die Vi herungseinrichtungen sollen eh-n

\\ cherten h.'lte-n. Sie c: s allerdings

nur in einem engen, gesetzlich festumriss«enen

Rahmen« EHli die Hilf« iteht, wenn /iuch im

beschrankten M
.

eiie* Polin dei Selbstverwal¬

tung. Sie- seil! erreichen« elab elj<- Einrichtungen
so verwaltet te-n, wie* et dein Wedih-pje hen

und eh-n Interessen ch Versicherten ent*

spricht Deshalb ist uch z. B. bei eh-n

Deich din te-n Versicherungszweigen ein

feststehende! Grundsatz« cur notwendigen An¬

gestellt* us el#-n Kreisen sti nehmen« die- von

• Versicherung erfaßt werden« Sie* verstehen

.im In-ste-n, die- Geschäfte zur allgemeinen Zu-

friedenhi tu führen, ie haben eii«- hr-

hrung«en daza Sie* mOssen siel» eh*sse-n abe*r

Slich imm beWttfit bleiben, h wenn

Se hwierigkeiten auftreten.

Mit Korrektheit allein, mit geschäftsmäfiigei
Ihillic hke-it ist nicht viel «otan. Dei Ver¬

sicheute- rii11 ts merken« dai er die* Hauptperson
t, daß sein Wohl im Mittelpunkt der Be¬

mühungen steht. Ansprüche s«dlen be*

Friedigt werden« Seine- individuellen Ansprüche*
Hen berücksichtigt we-nl.-n. Br soll unaui-

efordert Ratschi bekommen« wie- e*r sich

in besten Verhalten kann, Welche Re*ehte* ihm

zustehen und wie er sie* gebrauchen kann.

Setbetverstifadlich (fori es sich dabei immei

nur um berechtigte Ansprüche handeln« .be¬

hebe- imberechtigte Ausnützung ist unl>edingt
/•i unterbinden« abe-r /iuch das kann mit Höf¬

lichkeit geschehen.
Diese Wünsche und Mahnungen sinel natürlich

allgemein bekannt und werden von der über¬

wiegenden Mehrzahl ein VTr. al elbstver-

stäiullie hke-it betrachtet unel such erfüllt. Trotz«
elem is <*s nicht überflüssig, aucl» «lie- w«enigen
unerfreulichen Elemente an du«- Pflicht zu er¬

innern«

I)«is ist gerade ie-t/t besonders notwendig. Die*

schwere Wirtschaftskrise hat« besonders we*«je n

ibre»r langen Dnue*r, vie*h- Versicherte zer-

mürbt I he radikalen Sparmaßnahmen werden

m weiten Kreisen dei Bevölkert!] als

¦ iiieioidentlich drückend, unsozial und un~

cht Vcertetll empfunden. Dabei haben dir

VTr, und besonders dk Angestellten einen

hweren Stand. Sie* müssen Mafinahmen dur<ch-

führen und Anordnungen treffen« die e.itmals

ihre*m Innersten widerstrebet!« die* sie nicht

gutheifien können. Auch ihr he-ster Wille, de*n

Veisicherten entgegenzukommen« schehei t in

viel«en Fallen an starren, nicht übertretbaren
i iesetzesvors4 In iften Aus dies« i ( Ohnmacht
unel Zwitterstellung ergeben sich viele Schwie-

rif len.

W imei iuch ri nv wirel, wir An¬

stellte d« elbstverwaltungskörperse ii iften

haben yd |eden Fall die Verpflichtung /ur

»lliehkeit unel Freundlichkeit den Vn-

herten M g elas such in vielen

Fällen scheinbar ein Aussichtsloses Beginnen
s lohnt sich eloch.

Der gute Ruf eler Sozialvei sie hei unuseinrich-

tunge ih; Volkstümlichkeit, ihre* Selbst

Verwaltung im be-sten Sinne muß ^e*wahrt
bleiben. Dabei hilft Freundlichkeit« unbedingte
Freundlichkeit im Verkedir mit den Ver-

sicherten. M. K.

Darf die Berufsgenossenschaft der Kran¬

kenkasse die Ersatzforderungen kürzen?

Nach der NV. vom •« Dezember 1931, 5. Te:

Kapitel % S 1 kann, we*nn bei eler Entstehung
< ines Unfalls auf dem Wege nach und von der

Arbeitsstätte (S 545a RVO.) ein Ve:schulden de

Versicherten mitgewirkt hat« eler Schadenersatz

inz oeler «teilweise v«ersagt werden«

Mach § 545a RVO. gilt auch ehr ^Ue\* von unc1

zur Arbeitsstätte, sofern er mit eler Beschäfti¬

gung zusammenhängt, als ^Beschäftigung''« die

von der UnlV. erfabt wirel.

Ds nun elie* Wegeunfälle in den letzten Jahren

infolge der Motorisierung eles Verkehrs immer

mehr zugenommen haben» suchten die BGen.

nach einer Bntiaetungsmöglichkeit. Die NV.

vom 9n Dezember 1931 bietet elie*se- teilweise
Die« Iie-stimmung ist dem $ 254 BGB. nach¬

gebildet. Jetzt gehen nun aber die BGen. d

/u über« Suf (irund diesei (iesetzesvorschritt

den Kken in solchen Fällen ehe* Ersatzforde¬

rungen ganz oder teilweise ZU kürzen. Dies

Verfahren ist vollkommen ungerechtfertigt,,
Die« Vorschrift deer NV. ist eine Ausnahmevor¬
schrift unel als solche* rwg; auszulegen. Sie

aiiaiit nur Recht zwischen BG. unel Unfallver-

sa«cherten, aber nicht zwischen BG. unel Kk

Wenn nun die* BGen« daraus« dafi ke*ine ein¬

schränkende Bestimmung in der NV. vorge¬

sehen ist, folgern« dafi auch elie* Brsatzforde

rungen gekürzt werden können, so geht elie»se

Auslegung entschieden zu weit. Die* Bestim¬

mungen der $$ 254 und 846 BGB. sind elem

Geiste der RVO. fremd. Es ist auch noch

beute se>, dtafi beim rein technischen Betriebs¬
unfall der Anspniech auch dann besteheen bleibt,
wenn ein Mitverschulden des Versicherten vor¬

liegt. Ebenso verhüll es sich auch so hin¬
sichtlich der Leistungsansprücche in eleu- KV.

Abgeseh<en von d«em sogenannten Kranken-
kassenabkommen« eins unter Mitwirkung des
RVA. zustandegekommen ist, bestimmt § 1505

RVI >., dab elie* Aufwendungen hir elas Heilver¬

fahrten grundsätzlich zu Lasten eh-s Trägers
der UnfallV. gehen. Nur in den ersten acht

Wochen hat die Kk. elie* Lasten su tragen, so¬

fern es sich um geringfügige Unfälle hanelelt,
di«* im Absatz 2 eh-s $ 1505 bezeichnet sind
und die Kk. nicht Aufwendungen gehabt hat,
die Über elas hinausgehen« was sie* aut (irund

r KV. hätte' leisteen müssen.

Dab der von den einzelnen BGen. vertreten

Standpunkt vollkommen unhaltbar ist, beweisen
die Bestimmungen i s § 1500 RVO. Auch hier
wird bestimmt, dafi die Aufwendungen für
wiederkehreende (Geldleistungen vom Beginn der

Woche zu Lasten eh UnfV. gehen.
(ileichzeitig wirel unter Ziffer 1 festgestellt, dafi

ra Lasten eler Kk. aber verbleiben die' Aufwen-
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u | die Zeit« in der eler Träger dei

zui Oe*währung einer Rente nicht ver-

l( Kte ist, ihre Aufwendungen« elie zu

• ,1 des Grundlohns übersteigen, —

,,,ut I klar gesagt« elab auch in elen-

f allen, in denen die BG. überhaupt
ine Rente gewährt, sie eler Kk. die Aufwendun-

bis /a /wei Drittel eh-s Grundlohns ersetzen

B Eine Schmälerung der Brsatzanspi üche eler

aui rund eler NV.-Bestimmungen ist

io unzulässig Hans Mecklenburg« Berlin.

Die Lohn« und Gehaltspfändung.

Zur Beitreibung von Beitragsrückständen,
hadenersatzansprüchen nach $ 1542 RV( >

ZU Unrecht gewährten Kassenleistun ren,

[bt oft nur als letztes Mitte*! elie Lohn- unel

I lehultsptündung. Das Vei fahren über die

1 ohn* und Gehaltspfändung ist ftufierst um¬

ständlich geregelt. Bestimmungen über das

ihn- unel Genaltspf«andungsverf«shren sind in

i ZPO.« in dem _L^hnbeschl«agnahmegesetz
, 21. Juni 18<v> in eier Fassung der Gesetze
m 29 März 1897 unel 17. Mai 1S«S, in der

Verordnung über Lohnpfändung vom 25. Juni

1919 und elen Aenderungsg«ssetzen hierzu vom

10. August 1920, 23. Dezember 1921« 13. De-

il.ei I923f 7. Januar 1924, 17. Dezembei
26« 27. Pebruar 1928 unel in eler Verordnung

wuii 14. Juni 1932 enthalte*n. Lohnpfändungen
«ten nicht durch den Gerichtsvollzieher«
dern elurch das Vollstreckungsgericht (Amts-

rieht) vorgenommen. Die* Zustellungen der

mdungsbesc hlüsse dagegen e*i folgen durcii

n Gerichtsvollzieher« Zuständig ist elas Voll-

Streckungsgericht« bei dem eier Schuhlner seinen

Wohnsitz hat. Erforderlich ist ein Antrag
Pfändung unel Ueberweisung. Diesem An-
mufi der vollstreckbare Schuldtitel bei-

•t werden. Der vollstreckbaie Schuldtil I

nnil* aber schon vorher elem Schuldner Zu¬

stellt wordei sein. Seit 1. Juli 1932 unter¬

en nicht der Pfändung Lohn oeler Ge-
I lis zu 6,70 RM. täglich, »RM. wöchentlich

und 165 RM. monatlich. Uebersteigt der Lohn
odei «las Gehalt eliese* Summen« elann wirel ein
Drittel dea Bettages, dter eliese Summe ttber-

t. elei Pfändung nicht unterworfen (vgl.
„Volkstümliche* Zeitschrift 1932 S. 204).

I ):¦ Prage« e>b elie* Kken. mit eigenen Voll¬
streckungsbehörden unel mit eigenen Voll-

hungsfoeamten Lohnpfändungen voi nehmen

men, hängt von verschiedenen Umst«&nden
ib. (irunds.it/ich können sie* bei Forderungen
privatrech11icher Art keine Lohnpfän¬
dungen durch ihre eigenen Vollstreckungs¬
behörden vornehmen« ferner dürfen sie' Pfän-

?« Schlüsse, die solche privatrechtlichen
»rderungen betreffen« nicht elurch ihre Voll-
hungsbeamten •zustellen lassen. Zu den pri-

vat recht liehen Forderungen gehörten haupt¬
sächlich elie Schadensei tatzansprüche nach

1542 R\( ). und die* Forderungen aus zu lin¬
kt gew«lhrten Leistungen. Anders verhält es

h bei öffentlich-rechtlichen For¬

rungen« wie* Beitragsrückstände aus eler KV.,
i /uejs/use hlage hieraus, Beitreibungskosten,
Xuftraggeberzuschüsse unel vom VTr. ea-

kannten Geldstrafen. Der Aufgabenkreis elvi

Vollstreckungsbehörde eler Kk. unel ihrer Voll-

hungsbeamten enrtreckt sieh ste-ts nur auf
diese Öffentlich-rechdichen Fordet ungen. DeT

Vi »llstteckungs- und VoUziehungsbeamte einer

Kk., eler eine privatrechtliche Forderung I

treibt, Kann wegen Amtsanmaßung best rate

irden; et kann ferner fttr einen hierdurch
eingeti etenen Schaden ersatzpflichtig gemacht
werden« Die' Meinung ist durchaus iirig, d«sfi
eii vom VA. zu Vollstreckungs- und Voll¬

ziehungsbeamten bestellten «Angestellten der Kk.

völlig an elie Stelle eler sonstigen Voll-
sti e ckungs-und Vollziehungsbeamten treten. I He

oberste Verw«altungsbehörde kann nämlich elie-

Zuständigkeit diesei Vollstreckungs- unel Voll-

siehungsoeamte einschränken. Es kommt also

g«ani darauf an, wieweit von der obersten Ver*«
waltungsbehörde eler Wirkungskreis der Voll¬

st reckungsbeheirde und ihrer Vollziehungs-
be amten gesteckt ist. Wenn z. B. für Preußen
von eler obersten V«erwaltungsbehörde bestimntt
ist, elab elie* «als Vollstreckungs- und Voll-

ziehungsbeamte be*ste*llte*n Angestellten eler Kk.

an ehe» Stelle eler sonstigen Vollstreckungs- unel

Vollziehungsbeamten treteen, so nnd sie» ohne

irgendwelche Einschränkungen alle diejenigen
Handlungcen vorzunehm«en bereechtigt unel vei -

ptlichtet, elie* den sonstigen Vollstreckungs- unel

Vollziehungsbeamten zukommen. Sind elie son¬

stigen Vollstreckungs- unel Vollziehungsbeamten
in Preußen berechtigt, elie Zwangsvollstreckung
in Forderungen (zu elenen auch die Lohn¬

pfändung gehört) vorzun«ehmen« dann steht auch
der Vollstreckungsbehörde eler Kk. das Rec lit

zu« elen Lohn zu pfänden. Das gilt aber nur für

Forderungen önentlich-reechtlicher Art; für

andere Forderungen nicht. In Baden hat z. B.

die* oberste Verw«altungsbehörde bestimmt, dafi
elie* Zwangsvollstreckung in Forderungen unei

Bindere Verm«ögensrechte ($$ 828 bis 863 ZPO.)

weder von elen Vollstreckungsbehörden dea* Ge-

nu*inele*n noch elene*n der Kken. vorgenommen
werden dürfen. In Baden kann somit keine Kk.

elurch ihre* Vollstreckungsbehürele eine Lohn¬

pfändung vornehmen lassen. Sie» mub vidmehr
bei dem zuständigen Amtsgericht einen Antrag
auf Lohnpfändung stellen.

Kann ehe Vollstteckungsbehörde einer Kk. eine

Lohnpfändung vornehmen« se> erlafit sie einen

Pfändungs- unel Ueberweisungsbeschlufi. In elem

Pfänchmgsbeschlufi verbietet sie elem Dritt¬

schuldner« also elem Arbeitgeber dees Schuld¬

ners* die Auszahlung der pfändungsfreien Lohn¬

betrage*. Der lleberweisungsbeschlufi überweist

der Kk. die gepfändeten Lohnbeträge zur Ein¬

ziehung. Zugleich gibt elie Vollstieckungs-
behörde der Kk. dem Schuldner von dem Zah¬

lungsverbot unel dein Ueber weisungsbeschluh
Nachricht und verbietet ihm, über die gepfän¬
deten Lohnbetr«äge zu verfügen oder elie*se» ein¬

zuziehen. Die Zustellungen der Beschlüsse er¬

folgen elurch die* Vollziehungsbeamten der Kk.

In eh*r Zustellungsurkunde mufi lag. Stunde
unel Minute angegeben werelen. Da die Kk. so

tasch wie möglich erfahren will, ob ihre Pfän¬

dung su Recht besteht« hat auf deren Ver¬

langen der Vollziehungsbeamte bei der Zu¬

stellung eles Pfänelungsbe*schlusses den Dritt¬

schuldner aufzufordern« der Kk. binnen zwei

Woe hen zu erklären I. ob unel" inwieweit e*r elie

irderung als begründet anerkenne unel Zah-
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lung zu leisten bereit sei. 2. cb und welche

Ansprüche andei e Personen an die Fordern

machen, 3, ob und wegen welcher Ansprüche
die Forderung bereits für meiere Gläubiger

gepfändet sei.

Die Aufforderung wegen Abgabt* eiieser Er¬

klärungen muh eier Vollziehungsbeamte in der

Zustellunffsurkunde aufnehmen. Im preußischen
Veiwaltungszwangsverfahren ist eine abwei¬

chende Regelung getroffen. Danach können die

Beschlüsse durch die Post zugestellt werden;

auch kann die Aufforderung zur Abgabe der

Frklärungen in den Pfändungsbeschluß auf¬

genommen werden. Der Drittschuldner haftet

für alle Schäden, die er der Kk. verursacht,

wenn er die Erklärung nicht binnen zwei

Wochen abgibt. Zahlt der Drittschuldner auf

1 suchen eler Kk. die gepfändeten und zum

Hinzug überwiesenen Lohnbeträge nicht, so

kann die Kk. gegen ihn Klage erheben.

Otto Laufer, Mannheim.

Die Gebühr des Arztes für ein schrift¬

liches Gutachten in den Spruchsachen
der Krankenversicherung.

In Nr. 1 1933 der „Volkstümlichen Zeitschrift"

S. 10, vertritt Dr. Kadgiehn im Gegensatz zu

meinen Ausführungen in Nr. 12 1932, S. 1S4, die

Ansicht, der frei praktizierende Arzt könne seil

Honorar für ein vom VA. eingeholtes schrift

liebes Gutachten sowohl nach der Preugo al

auch nach eler GO. für Zeugen und Sachver

ständige bemessen. Die inzwischen bekannt

gewordene E. des RVA. vom 8. Juni 1932 teilt

nun meinen Rechtsstandpunkt voll und ganz

(vgl. DKK. 1932, Sp. 1049), indem sie sagt: „Die

Bezahlung ärztlicher Gutachten, die das VA. im

Rahmen seiner Befugnisse einholt, ist, un¬

beschadet späterer Erstattung dieser Beträge

durch den beteiligten VTr. als eine Zahlung ai

Staatsfonds im Sinne des § 2 der Preugo an¬

zusehen. Die Mindestsätze der Preugo haben

Anwendung zu finden." Die VAe. dürfen also

für schriftliche ärztliche Gutachten nur die Min-

elestsätze der Preugo leisten. Der Arzt kann

zur Erstattung des von ihm verlangten schrift¬

lichen Gutachtens gegen Zahlung der Mindest¬

eier Preugo nicht gezwungen werden. Das

VA. ist jedoch berechtigt, ihn als sachverstän¬

digen Zeugen zu vernehmen. Bei Qualitätsgut¬
achten darf das VA. eine angemessene höhere

Entschäeligung gewähren. Eine Rundfrage des

VA. der Staelt Mainz bei einer großen Anzahl

von VAe. hat ergeben, daß diese Frage bisher

nicht einheitlich behandelt wurde. Eine amtliche

Anweisung an die VAe. im Sinne der E. des

RVA. wäre empfehlenswert W. Hellwig, Mainz.

ANGESTELLTE UND BEAMTE

Ruhen der Angestelltenversicherungs¬
rente, freiwillige Beitragsleistung.

Nach | 10 Abs. 1 eles fünften Teiles Kapitel IV

Abschnitt 1 eler Notverordnung vom 8. De-

lember 1931 ruht das Ruhegeld aus der AngV.
neben Ruhegehältern auf Grund einer Beschäf¬

tigung nach §11 AVG* wie die Beschäftigung
bei einem Träger der Reichsversicherung, wenn

den Angestellten Anwartschaft auf Ruhegehl
unel I Bnter_bliebenenrenten im Mindestbetrage
der ihrem Diensteinkommen entsprechend«
Höhe gewährleistet ist. Wenn der Versicherte

freiwillige Beiträge entlichtet hat, so ist vom

Ruhen eler Teil eles Ruhegeldes au nommen,

eler elem Verhältnis eler freiwilligen zur ge-

mten Beitragsleistung entspricht ($10 Abs. 3.)
Der RAM. hat nun in eh-r V(). rom 30. Januar

1932 (RGBl, i S. 55 50) die Durchführungsbe¬
stimmung 3a getroffen, elab als freiwillige Bei¬

tragsleistung auch Pflichtbeiträge tür Zeiten

Iten, für ehe* d e r V er si c h er t auf

Antrag von der VPfl. betreit worden wäre.

Die* Bestimmung wirel elurch eiie* maßgeblichen
Stellen se» ausgelegt, daß dem entgegengetreten
werden mufi.

Die» RtA. erklärt, dafi die Bestimmung mir in

den Fällen anzuwenden sei, in denen nach $$ 14

unel 330 eles AVG. Befreiung von der VPfl. aut

Antrag eintreten könne, elab e*ine Anwendung
aber nicht möglich wäre, wo die* Versicherung
freiheit (VFr.) kraft Gesetzes eintrete Die RtA.

will als«. Pflichtbeiträge als freiwillige Beiträge
nur tür 2 n gelten I

_,
in denen elei \\

sie hert( elbst VFr. hätte* beanl kön i

Auf sein e t, Antrag wir«! von dei VPfl. befreit

a) nach § 14 AVG. wer eine versicherungs¬

pflichtige Beschäftigung ausübt, dabei aber

gleichzeitig z. B. Ruhegehl vom Reiche, einer

Gemeinde oder einem VTr. bezieht und An¬

wartschaft auf Hinterbliebenenfürsorge hat,

b) nach § 380 AVG., wer beim Eintritt in die

versicherungspflichtige Beschäftigung das

55. Lebensjahr vollendet hat, wenn ihm die Ab¬

kürzung der Wartezeit nicht gestattet wird oder

nicht zugemtitet werden kann. — Die Stellung¬
nahme eler RfA. hätte eine gewisse Berechti¬

gung nur, wenn die Bestimmung lauten würde

„für elit* eler Versicherte auf „seinen" Antrag
ve>n eler VPfl. befreit worden wäre". Sie spricht
aber nur von „Antrag" schlechthin, so dab zum

wenigsten daruntei auch der Antrag des Ar-

beitgebera nach $ 17 AVG. fallen muß. Die

Bestimmung muß also ohne weiteres schon so

ausgelegt wei «len, daß Pflichtbeiträge als frei¬

willige Beiträge gelten, wenn für den Ver¬

sicherten VFr. durch ihn selbst oder durch den

Arbeitgeber hätte beantragt werden können. —

Darüber hinaus aber kann man sich an die

Worte „Auf Antrag befreit" überhaupt nicht

klammern. Bei elen Beschäftigten, für die $11

AV< i. gilt (z. B. bei Kken.-Angestellten), tritt VFr.

. allerdings kraft Gesetses ein, aber ob die Vor¬

aussetzungen tür eliese „Versicherungsfreiheit
kraft Geset/ rfüllt sinel. ob ulse> die in § 11

Abs. 1 genannten Anwartschaften als gewähr¬
leistet anzusehen sinel. entscheidet nach $ 11

Abs. 3 z. B. für elie eler Lanelesaufsicht unter«

Stehenden VTr« eüe oberste Verwaltungsbehörde.
Die Entscheidung wird also entweeder von ch

beren Vei wtiltungsbehörde ohne' Antrag im

Einzelfalle für die von ihr beaufsichtigten VTr.
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? mein gültig getroffen oder muß von den ein-

Inen VTr. Ihm ihr beantragt werden. Ohne die

isdrückliche Entscheidung der obersten Ver-

Itungsbehörde können Rechte aus $11 AVG.

k ht hergeleitet werden; die Versicherungs-
., \\ tritt erst von dem Zeitpunkt ab ein, an

lie Gewährleistung der Anwartschaften

arch die oberste Verwaltungsbehörde tat¬

lich anerkannt worden ist. Die oberste

Verwaltungsbehörde befreit die Angestellten
» nicht von der Vpfl., sie entscheidet ledig-

lj< h, ob die Voraussetzungen zur VFr. erfüllt

sind. Dann erst tritt Versicherungsfreiheit
kraft Gesetzes ein.

In Preußen ist erst durch die Entscheidung
Ministers für Volkswohlfahrt vom 16. Ok-

1928 (III V 1759) für die preußischen
h K.e'n allgemein gültig bestimmt worden, wann

ie* Anwartschaften des § 11 Abs. 1 AVG. als

.»wahrleistet anzusehen sind. Von diesem

itpunkt ab tritt also bei den preußischen
Kk.en-Angestellten ohne weitere Entscheidung
Vi zur AngV. kraft Gesetzes ein, sobald

«* Veuaussetzungen gegeben sind. Vor dem

1. Okte>ber 1928 lagen die Verhältnisse aber

ut anders, daß es als nicht gerechtfertigte
Unbilligkeil und Härte angesprochen werden

mufi, we*nn die Durchführungsbestimmung 3a

nicht angewendet werden soll. — Mit Erlaß

Ministers für Handel und Gewerbe vom

Jnni 1913 (III 3541) wurde die Entscheidung
Iber, ob für die Kk.en-Angestellten eine

rtschaft auf Ruhegeld und Hinterbliebe-

i renten als gewährleistet anzusehen war,

Regierungspräsidenten übertragen und zu-

eh bestimmt, daß die Gewährleistung nur

lu eh*n mit elen Rechten und Pflichten ge¬

meindlicher Beamten ausgestatteten Angestell¬
ten anerkannt werden könnte. Ein Erlaß des

preußischen Ministers für Volkswohlfahrt vom

1 Februar 1921 (III V 145) erweiterte dann

iivn Kreis der für die Versicherungsfreiheit in

iracht kommenden Kk.en-Angestellten da¬

durch, daß er bestimmte, die Anwartschaften

en als gewährleistet anzusehen, wenn der

\nuestellte einer Kk. durch die Dienstordnung

ode elurch ein Regulativ mit Anwartschaft

•t Ruhegehah und Hinterbliebenenfürsorge,

tichgültier ob auf Lebenszeit oder auf Kündi-

angesteltt sei. Die Entscheidungen
blieben nach wie vor den Regierungspräsiden-

a übertragen. — Eine ganze Reihe von An¬

stechen blieb auch nach diesem Erlaß ver-

herungspflichtiii, entweder weil der für ihre

Kk. zustündige Regierungspräsident keine all-

lnein gültige Entscheidung aussprach oder

elie betreffenele Kk. die Entscheidung nicht be¬

tragt* An dieser Unterlassung trägt eler

•Ine Angestellte keine Schuld, trotzdem

it e*r heute elaraus die Nachteile zu tragen.

it. obwohl kraft Gesetzes versicherungs-
uei. wegen der nicht erwirkten oder nicht er-

¦ nen IInt» heidun. Beit: der VPfl.

müssen, die er andernfalls als freiwillig
hätte verwenden können. In einer

/u bill den Auslegung eler Ruhensvnr-

uitte werden diese „Pflichtbeitrag der

en-Angestellten nicht ls freiwillige Bei¬

anerkannt, obwohl dazu zum wenigsten
S4 »viel Veranlassung, Berechtigung unel

Veipflichtung besteht, als bei den Personen.

die nach § 14 AVG. versicherungsfrei gew«esen

wären, wenn sie die VFr. beantragt hätten.

Eine Begründung gegenteiliger Auffassung, die

elahin ginge, dab diese Personen nur deshalb

von der VFr. keinen Gebrauch gemacht hätten,
weil sie Ansprüche erwerben wollten und daß

ihnen deshalb erworbene Rechte nicht ge¬

nommen werden könnten, kann hier nicht

eluichschlagend sein. Auch den Angestellten
des § 11 will man Rechte schmälern, nachdem

man sie durch die verspätete Entscheidung ge¬

zwungen hatte, über das Maß des Notwendigen
hinaus Pflichtbeitrüge zu zahlen.

Ist bei den von § 11 AVG. erfaßten Angestell¬
ten auch kein Antrag notwendig, um die VFr.

entstehen zu lassen, so war doch bis 1. Ok¬

tober 1928 ein Antrag auf Entscheidung durch

die oberste Verwaltungsbehörde oder in

Preußen durch deren Vertreter, den Regie¬
rungspräsidenten, nötig, wenn die Entscheidung
nicht rechtzeitig von Amts wegen erfolgte.
Offenbar wäre es Pflicht der Regierungs¬
präsidenten gewesen, sofort nach den je¬

weiligen Erlassen eine allgemein gültige Ent¬

scheidung zu treffen oder die einzelnen Kk.en

hätten elie Verpflichtung gehabt, sofort An¬

ti äge auf entsprechende Entscheidungen zu

stellen. Daß diese Schritte der allein dazu

berufenen Stellen nicht rechtzeitig unter¬

nommen wurden, darf den Angestellten nicht

schädigen. Es muß deshalb die Durchführungs¬

bestimmung 3a auch in den Fällen angewendet
werden, in denen auf Grund der Dienstord¬

nung und der Anstellungsverträge feststeht,

daß die Anwartschaften des § 11 AVG. schon

zu einem früheren Zeitpunkt als zu dem der

formellen Entscheidung gewährleistet waren.

Von dem Tage an, zu dem der Angestellte auf

Grund der DO. mit Anwartschaft auf Ruhegeld

und Hinterbliebenenfürsorge angestellt wurde,

müssen die zur AngV. geleisteten Beiträge als

freiwillige Beiträge betrachtet werden, ohne

Rücksicht darauf, daß die Entscheidung nach

§ 11 erst später getroffen wurde. Wenn die RfA.

als ausführendes Organ sich zu keiner anderen

als eler bisherigem Rechtsauffassung ent¬

schließen kann, ist eine Ergänzung der Durch¬

führungsbestimmung notwendig, weil gegen

elie auf Grund der Notverordnung vom 8. De-

sember 1931 erteilten Rentenbescheide ein

Rechtsmittel nicht gegeben ist.

Unabhämgig von elen Folgerumjen aus der

Durchführungsbestimmung 3a ist SU prüfen, ob

in der strittigen Frage nicht aus $ 191 AVG.

Rechtsansprüche hergeleitet werelen können.

^ 191 Abs. 1 bestimmt, elaß Beiträge, elie in

der irrtümlichen Annahme eler

VPfl. entrichtet sinel unel nicht zurückgefordert
werden, als Beiträge* der Weiterversicherung

oder Seibetversicherung gelten, wenn elas Recht

elazu in der Zeit der Entrichtung bestanden

hat. Nach $ 191 Abs. 2 kann der Versicherte

die Beiträ. en 10 Jahren nach eler Ent-

richtui zurückfordern, wenn ihm nicht

sc hon Ruhegehl bewilligt bt unel die Marken

nicht in i>cher

sinel. „In eler irrtümlichen

nnen ohne Pi auch Beiträge entrichtet

werden, wenn an sich VFr. d Grund el»

\V(i. bc A (S. auch Dersch, AVG.

1920 S. 054). Der Angelpunkt ist elie Frage, ob

Absicht verwendet
Annahme der VPfl/
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die VFi I k blieb | ben wai e tritt wohl

kraft i
.,

aber ersi nach Entschceidung
• r die GewährletStunj ier Anwartsc-hatten

n. I «»; malrechtlich könnte dahei dh if-

vertreten w<
191 i

inn Anwendung brüht, wenn Pflichtbeiträge

entrichtet wui trotzdem ein* ichaidbmg
nach § 11 A W( i be ts ei ri WUT,

weil ohneEn«tscheidung VFr. n/tch ill Abs.l

eintreten >nnte, al hliche unei

keine „irrtümliei VPfl. bestem! 1> formal-

rechtliche Auffassung wirel aber den tatsach-

lichen Verhältnissen nicht t cht Nad de-m

1 _t* rom 1. Februai 19x1 stand /. ! ir

Preufien te*str nach welchen geänderten Ges¬

ichtspunkten el. Regierungspräsident* l>e*i

/•? tr« en Entscheidungen verjähren

n leren W itand fest, be

welchen Ai teilten dic Gewährleistung eler

taften • I nt werden mußte, wenn

'he* Entscheide illt wureh-. Hat eh-r Regie

runj t nicht von sich aus elie Entse hei-

getroflen, so haben einzelne Kk.en aus «l«

irrtümlk Ann ihi die VFr. könne nicht

ht werden, elen Antrag auf Entscheidurq

nid er nicht red tig gestellt« Die- Ent-

lung wui enrt zu einem späteren als dem

sich notwendi / kt getroff«en unel

eh" \ngesteDte /v\_s< eiueitlich als Pfli«chtver-

suhe*' ler AngV. behandelt« ht diesen Fallen

muß - ,in der irrtümlichen Annahn

eh VPfl. en Beit ^ gesprodu
u« p !s ii I allen, in eh trotz vor*

li» j i ler Enta I eidung Pflichtbeitri ter-

thlt wurden«

Kann diese Auffassu efolgt werelen, dann

ufiten ehe irrtümlh steten Pflk ht-

beiträge als Beiträge dei We«. herui.

was zur Folge I .itt« 6 kU der Be¬

stimmung des $ io Abs. 3 der Notverordntn

om 8 I r 1931 tu: de Ai gestellten An¬

spruch aut R aue us er Beil

leistung bestünde; wähl* nten elie Ar

stellte - n Ruhegeld d«et AngV
bewilligt ist. die gelt ten Beit weit si<

innerhalb lo Ja eh eler 1 fitung

n, zurückfordern. >b iet Ruckt

ngsansproch auch dann b# »t, wei

.rn. fi Zeitpunkt tatsachliche Beiträge

eler Veite rsicherung geh t wurden« bedarf

in diesem Zus -nhang keiner P fung. An

isung der grundsätzlichen Frage, ob $ 19

iVCu hier anzuwenden ist, besteht angesicht
der Ruhensvorschriften de i Notverordnung eii

be bes und starkes Interesse.

L. Lied, Berlir

Die Lehrlinge der Berufsgenossenschaf¬
ten gehören nicht zu den nichtständigen

Angestellten der §§ 2 und 34 der DO.

(Entseh. des RVA t 2. Mai W12 —LI ! B.S.III

AusdenGrÜnden : Die Lehrzeit kann nie

Is nichtständige Anstellung an. hen werelen.

Dies ergibt sich einmal aus der Tatsache, eiaß

die Rechtsverhält] r nh rändigen A

im $ W «ler IX). unter eler Ueber¬

schrift VIII. Nichtständige Angestdlte und d

eier Lehrlinge im $ io unter eier Ueberschrift

IX. Lehrlinge h ders geregelt sind. Auch

würde eiie* Bestimmung im $ 35 Abs. 2, nach d»

elie Ausbildungszeit eler Lehrlinge elrei Jahr«

beti n kann, in den Fällen, in denen ein Lehr¬

ling erst nach Vo!l«»ndung de einundzwanzig
sten Lebensjahres l**i einer BG. eingetreten i-

w immerhin verkomme kann, nraktise

dslos werden, wenn man die Lehrling
n nichtstämligen Al teilten /urechm

wollt Denn dann müßten sie noch währer

ihrer Lehrze nach Zurücklegung von z\%

Dienstjahr«en gernäh ?f 5 g«esteilfl we*r-

f-en. Im übrigen deckt sich eler Begrifl „Anir»

stellter zur Vorb in elem die Arten de

nirhtstand.igen Al teilten aufzählenden s

nicht mit dem des Lehrlings. Dei n ab. n

ivon, daß zahlreiche B( i • ; nicht nur Lehr¬

ling* rn auch andere Personen, die nh

mals eine Lehrzeit zurückge heben, zu ihr*»

Vorbereitung tür beiufsgt isensdmft*

lichen Dienst beschäftigen, sind die mit der

hrlingszeh uiul eler Vorbereitur it ver-

n Zwecke- insofern verschieden, als de

Lehrling grundsätzlich mit sämtlichen Aufgaben
Bure .

einer BG. vertraut ge
macht wereh mil (vgl. $ 35 Abs. 3 der DO.)

-teil: ur Vorbereitung iu

der Regel im Hinblick auf einen ihm demnach

i übertragenden P n nur mit dem für i!

in Betracht kommenden Aufgabenkreis bek«si

cht wird. Es i>t also auch Art der Be~

;tigun_ r Lehrling un der zur Vor-

bereitling teilten P< »nen \ ien

RECHTSPRECHUNG

Arbeitslosenversicherungsj
der Siedlerberater.

Die Abschlufi der schriebenen

mischen Ausbildung Vcon I . .rtsch iftsk im-#

rnern teilte elen Direkteren

i ndwiri iftsschuh zugeteilten Si

berater, vei mtwoi tung Be-

tri* uchtfolgi ur Düngepläne, Geld-

id Puttrrirrrrnnichlägi ir Siecllungen end

Wirtschaft! -teilen, den Einkaut

unei AbsaU von landwirtschaftlichen Bedarfs-

ikeln unei Wirtschaftsprodukten zu <<

e 1 er Siedler gegenüber

n Sieelbi .tten zu rtretee

unel I Kultur«amter /m uten

>inei ab Anfl eilte „in höherei Stei-

lur enversicherungspflichtig nact.

§ G9 Nr. 3 AVA V< interliegen aber nich*

r K r a n k e n v • i c h e r u n g s p t 1 i c h t

| 0>5 Abs. 1 Nr. 2 RVO.

E. eles RVA. vom 9 \ vember 1992 — III Ar.

BS.
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AUFGABEN UND LOSUNGEN

bringen heute die Lösungen der in der letzten Nummer veröffentlichten Aufgaben.
Die Schriftleitung

Zur 1. Aufgabe. Die AOKk. M. irrt

mit der Auffassung, daß der gesamte

nkengeldbetrag, der für eine in den

<n drei Monaten eingetretene Arbeitsun¬

fähigkeit anfällt,, zu ersetzen sei. Das RVA. ist

Meinung, die auch von Jaeger in

Arbeiter-Versorgung'4 1930, S. 401, geäußert
wurde, entgegengetreten und hat festgestellt,
daß gemäß § 313b Abs. 2 RVO. das Kranken¬

geld nur für jeden Kalendertag zu erstatten ist,
iler in die ersten drei Monate nach dem Ueber-

tiitt des Mitgliedes zur neuen Kasse fällt (E.
vom 6. Mai 1932, AN. 1932 S. 379). Lediglich
für diese Zeit, nicht aber für die Gesamtdauer

der Arbeitsunfähigkeit ist Ersatz zu leisten. So¬

weit ist die AOKk. L. mit ihrer Ansicht im

Recht Dagegen irrt sie in bezug auf die weite¬

ren Einzelheiten der Erstattungsforderung.
Die ErstattungspfUcht nach § 313b RVO. be¬

llt auch bei Gewährung der Krankenhaus¬

pflege. Zu ersetzen ist der Betrag, der als

Krankengeld zu zahlen gewesen wäre, wenn

keine Einweisung ins Krankenhaus stattgefunden
hatte (E. des RVA. vom 2. Februar 1932, AN.

1m>? S. 176). Anspruch auf Ersatz der vollen

Ki mkenhauskosten, wie die AOKk. M. meint,

besteht aber nicht. Krankengeld ist nicht in

eler Höhe des bei der früheren Kk. zustehenden

Anspruchs, sondern nach Maßgabe der Satzung
der neuen Kk. zu ersetzen. Der Ersatzanspruch

streckt sich ja auf „die Kosten", die der

neuen Kk. erwachsen (E. des RVA. vom 20. April
1932, AN. 1932 S. 379). Die AOKk. M. hat da¬

nach lür jeden Tag 1,65 RM. und vom Beginn
7. Woche der Arbeitsunfähigkeit an für

Jeden Tag 1,98 RM zu beanspruchen. Das er-

lohte Krankengeld nach § 191 Abs.2 RVO.

muß bei dem Ersatzanspruch ebenfalls berück¬

sichtigt werden. Anders wäre es, wenn es sich

um Zuschläge nach § 191 Abs. 1 RVO. handeln

würde. Solche Zuschläge bilden keinen Teil des

Krankengelder und könnten deshalb auch nicht

ersetzt werden.

Zur 2. Aufgabe. Wie von der AOKk.

richtig angegeben, ist die Anzeige der

Weiterversicherung bei einer unzuständigen
Kk. an sich rechtsunwirksam, auch wenn

sie rechtzeitig eingereicht wurde (E. des

kVA. vom 5. November 1920, AN. 1921

S. 176). Diese E. kann jedoch bei der durch
die Schaffung des § 313b RVO. wesentlich ver¬

änderten Sachlage in Fällen wie hier schlecht

angewendet wenden. Der sich kraft Gesetzes
vollziehende Uebergang der Zuständigkeit von

einer Kk. zur andern wird oft dazu führen, daß
der Weiterversicherungsberechtigte irrtümlich
:n Unkenntnis der Rechtslage seine Weiterver¬

sicherung der früheren Kk. anzeigt. Es kann
sich dann ereignen, daß die frühere Kk. erst

neck Wochen oder Monaten ihre Unzuständig¬
keit erkennt. Einen Irrtum des Versicherten
über die Kassenzuständigkeit unter solchen Um¬

ständen, der noch durch das Verhalten der un-

xust«ändig gewordenen Kk. genährt wird, kann

man ihn nicht entgelten lassen, ohne die gute

Absicht des Gesetzgebers zu verletzen, ftlan

wird die Vorschriften des § 129 Abs.2 und 3

RVO., wonach Fristen auch dann gewahrt sind,
wenn Rechtsmittel bei andern als der zuständi¬

gen Behörde oder bei einem Organ der VTr.

rechtzeitig eingelegt weiden, entsprechend an¬

wenden müssen (vgl. „DKK." 1932 Sd. 1343).
Wenn danach das VA. auch die AÖKk. P. zur

Anerkennung der Weiterversicherung verpflich¬
ten wird, so wird es gleichzeitig als für Ge¬

währung der Krankenhilfe zuständige Kk. die

AOKk. O. bezeichnen. Ehe Weiterversicherung
hat Stark erst in der zweiten Woche nach dem

Ausscheiden aus der Kk. angezeigt. Erkrankt

ist er in der dritten Woche nach dem Aus¬

scheiden. Für solche Fälle schließt § 313 Abs.2

Satz 2 RVO. Ansprüche auf K«assenleistungen
aus der Weiterversicherung aus. Vorbehalten

bleiben aber die Ansprüche aus § 214 RVO.,
für die St. die Voraussetzungen erfüllt hat. Die

Leistungen nach § 214 RVO. sind unabhängig

von der Weiterversicherung bei der neuen Kk.

von der bisherigen Kk. zu gewähren.

Zur 3. Aufgabe. Frau Behrend ist

nicht Mitglied der AOKk. R. geworden.
Bei der Herbeiführung einer Weiterversiche¬

rung handelt es sich um den Abschluß

eines Vertrages zwischen Versicherten und Kk.

Neben den §§ 313, 313a, 313b RVO. gelten die

Vorschriften des BGB. über den Vertrag hier¬

für entsprechend (vgl. E. des RVA. vom

15. April 1921, VZ. 1929 S. 20). Solange die

Parteien sich nicht über alle Punkte eines Ver¬

trages geeinigt haben, über die nach der Er¬

klärung auch nur einer Partei eine Vereinbarurv

getroffen werden soll, ist nach § 154 BGB. im

Zweifel der Vertrag nicht geschlossen. Wenn

also, wie bei der Frau B., mit der Erklärung
über die Weiterversicherung der Antrag auf

Uebertritt in eine niedere Lohnstufe verbunden

wurde, ist die Weiterversicherung nicht zu¬

standegekommen, sofern die Kk. dem Ver¬

setzungsantrage des Weiterversicherungsberech-
tigten nicht entsprochen hat. Die Maßnahmen

der Kk. waren danach unberechtigt. Eine Ab¬

lehnung des Antrages auf Versetzung in die

niedere Stufe und die Eintragung der Mitglied¬
schaft in Stufe 6 zugleich waren nicht zulässig.
Beiträge konnten unter diesen Umständen nicht

gefordert werden.

Hätte die Kk. Zweifel darüber vermeiden wollen,
ob eine Weiterversicherung vorliegt oder nicht,
hätte sie sich vergewissern müssen, was Frau

B. mit ihrem Antrag bezweckte, ob sie auf alle

Fälle die Weiterversicherung wünschte, auch

dann, wenn ihr Antrag auf Weiterversicherung

in einer andern Stufe abgelehnt wird, oder ob

sie die Weiterversicherung nur unter der Be¬

dingung der Zuteilung zu einer niederen Stufe

haben wollte. Dadurch, daß die Kk. eine vor¬

herige Klärung dieser Fragen unterließ, muß sie

die ablehnende Haltung der Frau B. gegen ihre

Forderung gelten lassen.
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